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Huts: Blatt 


der sehnigligen Regierung zu Marienwerder 
Nro. 3]. Marienwerder, den 31. Juli. 1878. 
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Inhalt des Reichs⸗Geſetz⸗Blatts. Allerhöchſte Privilegium wegen Ausfertigung auf den 
Inhaber lautender Obligationen des Provinzial: Bers 


Das 18., 19., 20., 21., 22. und 23. Stück des bandes der Provinz Weſtpreußen bis zum Betrage 


Reichs⸗Geſetzblalts pro 1878 enthält unter: von 3 000 000 Mark zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Nr. 1250 das Geſetz, betreffend die Uebernahme bisher Danzig, den 16. Jult 1878. 
aus Landesfonds gezahlter Penſionen auf das Reich. Der Landesdirektor der Provinz Weſtpreußen. 
Vom 17. Juni 1878. Dr. Wehr. 
Nr. 1251 das Geſetz, betreffend Erhebungen über den ö m 
Tabakbau, die Tabakfabrikation und den Tabak⸗ Privilegium 


handel, und die Feſtſtellung eines Nachtrags zum wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obli⸗ 

Reichshaushalts⸗Etat für das Jahr 1878/79. Vom gationen des Provinzialverbandes der Provinz Weſt⸗ 

26. Juni 1878. preußen bis zum Betrage von 3 000 000 Mark. 
Nr. 1252 die Bekanntmachung, betreffend die Ernen⸗ Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von 

nung eines Bevollmächtigten zum Bundesrath. Vom Preußen zc. 

26. Juni 1878. | Nachdem von dem Provinziallandtage der Pro: 
Nr. 1253 die Verordnung betreffend die vorüber: ving Wefipreußen in der Sitzung vom 10. April 1878 

gehende Einführung der Paßpflichtigkeit für Berlin. beſchloſſen worden, für Zwecke des Provinzial⸗Hilfs⸗ 


Vom 26. Juni 1878. kaſſenfonds Geld anzuleihen und darüber auf den In⸗ 
Nr. 1254 das Geſetz, betreffend den Spielkartenſtempel. haber lautende, Seitens der Gläubiger unkündbare 
Vom 3. Juli 1878. Schuldverſchreibungen unter der Bezeichnung: „Obli⸗ 


Nr. 1255 das Gerichtskoſtengeſez. Vom 18. Juni gationen des Provinzialverbandes der Provinz Weſt⸗ 

7 ۱ preußen“ auszuſtellen und auszugeben, wollen Wir 
hiermit dem genannten Provinzialverbande in Gemäß⸗ 
heit des § 2 des Geſetzes vom 17. Juni 1833 zur 


Ausſtellnng von Obligationen bis zum Betrage von 


1878. 

Nr. 1256 die Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher. 
Vom 24. Juni 1878. ۱ 

Nr. 1257 die Gebührenordnung f Zeugen und Sach⸗ 


verſtändige. Vom 30. Juni 1878. 3 000 000 Mark, in Buchſtaben 
Nr. 1258 die Rechtsanwaltsordnung. Vom 1. Juli „Drei Millionen Mark“ 
1878. nach Maßgabe der beifolgenden Bedingungen durch 


gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge⸗ 
Verordnungen Err و ا رم‎ ber nehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß 
R ۰ ein jeder Inhaber diefer Obligationen die daraus her⸗ 
1) Bekanntmachung. vorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom thums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen bez 

19. September 1874 bringe ich die erfolgte Ernennung fugt iſt. 
des ſtellvertretenden Gutsvorſtehers und Domänenpächters Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir 
Diener in Schönfließ zum Standesbeamten für den vorbehaltlich der Rechte Dritter ertheilen, wird für die 
VI. Standesamtsbezirk, Schönfließ, Kreiſes Kulm, ſtatt Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine Ge⸗ 
des Gutsadminiſtrators Suenkel in Bartoſchewitz, hier⸗währleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen. 


durch zur öffentlichen Kenntniß. Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Danzig, den 13. Juli 1878. Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen, Gegeben Neues Palais bei Podsdam, 
Staatsminiſter. den 3. Juli 1878. 
Achenbach. Im Allerhöchſten Auftrage Sr. Majeſtät des Königs: 


2) Bekanntmachung. (L. S.) gez. Friedrich Wihelm, Kronprinz. 


In Gemäßheit des § 8 der Provinzial⸗Ordnung ggez. Gf. Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
vom 29. Juni 1875 wird hierdurch nachſtehendes 
Ausgegeben in Marienwerder den 1. Auguſt 1878. 
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Bedingungen nicht vortheilhafter bewerkſtelligt werden kann, im Wege 
für die Emiſſion verzinslicher Obligationen durch den der Aufkündigung nach vorgängiger Beſtimmung durch 
Provinzialverband der Provinz Weſtpreußen für Zwecke das Loos vorgenommen. Die Auslooſung erfolgt in 

des Provinzial -Hilfskaſſenfonds. dieſem Falle während des Monats Januar, die Be⸗ 
8 1. Der Provinzialverband der Provinz Weſt⸗kanntmachung der ausgelooſten und zu kündigenden 
preußen hat die Befugniß für Zwecke des Provinzial: Obligationen, welche die letzteren nach Serie, Litera, 
Hilfskaſſenfonds (Reglement vom 10. Oktober 1876) Nummer und Betrag beveichnen muß, innerhalb der 
Geld anzuleihen, und darüber auf den Inhaber lau⸗ Monate Februar bis Mai, die Einlöſung am 2. Juli 
tende Seitens der Gläubiger unkündbare Schuldver⸗ deſſelben Jahres. 
ſchreibungen unter der Bezeichnung: Der Provinzialverband hat das Recht, den Til⸗ 
„Obligationen des Provinzial⸗Verbandes der gungsfonds zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch um⸗ 
Provinz Weſtpreußen“ laufende Obligationen zu kündigen. 
auszuſtellen und anszugeben. Auch die durch Ankauf behufs der Tilgung er⸗ 
Der Geſammtbetrag der auszugebenden Schuld⸗ worbenen Obligationen ſind bekannt zu machen. 
verſchreibungen darf den Betrag derjenigen Darlehne § 5. Die Auszahlung des Kapitals für die 
nicht überſteigen, welche aus den Provinzial⸗Hilfs⸗ ausgelooſten Obligationen erfolgt nach dem Nennwerthe 
kaſſenfonds nach Maßgabe der SS 2 bis 9 des vorbe⸗ derſelben aus dem Provinzial⸗Hilfskaſſenfonds an den 
zeichneten Reglements gewährt ſind. Er darf niemals Vorzeiger der Obligationen gegen Rückgabe derſelben. 
den Betrag von drei Millionen Mark überſchreiten. Mit den Obligationen ſind zugleich die ausgereichten, 
§ 2. Die Obligationen werden in Apoints nach dem Zahlungstermin fällig werdenden Zinscou⸗ 
von 200, 500, 1000, 2000 und 3000 Mark nach dem pons einzuliefern. Der Betrag der fehlenden Zins⸗ 
nachfolgenden Schema ausgefertigt und zwar fol von coupons wird am Kapitale gekürzt und zur Einlöfung 
dem Geſammtbetrage der auszugebenden Obligationen dieſer Coupons verwendet. Die Nummern der aus⸗ 
mindeſtens die Hälfte in Apoints von 2000 und 3000 gelooſten, nicht zur Einlöſung eingereichten Obliga⸗ 
Mark beſtehen. tionen find in den nach $ 4 zu erlaſſenden Bekannt⸗ 
Die Anfertigung geſchieht unter der Controle des machungen in Erinnerung zu bringen. Werden die 
Provinzialausſchuſſes, welcher insbeſondere darüber zu Obligationen deſſen ungeachtet binnen dreißig Jahren 
wachen hat, daß die im § 1 vorgezeichnete Grenze nach dem Zahlungstermine weder zur Einlöſung prä⸗ 
nicht überſchritten werde. Die Ausfertigung iſtſſentirt, noch der Beſtimmung unter § 7 gemäß, als 
öffentlich bekannt zu machen. verloren oder vernichtet, behufs Ertheilung neuer Obli⸗ 
$ 3. Die Obligationen werden jährlich mit 4 gationen angemeldet, fo werden fie nach Ablauf der 
oder 4½ Prozent verzinſet und es werden die Zinſen Friſt zum Beſten des Provinzial⸗Hilfskaſſenfonds als 
halbjährlich am 2. Januar und 2. Juli gezahlt. Den getilgt angeſehen. 
Obligationen werden zu dieſem Zwecke Zinscoupons § 6. Alle die Obligationen betreffenden öffent⸗ 
auf je 10 halbe Jahre nebſt Talons nach den nach- lichen Bekanntmachungen erfolgen durch die Danziger 
folgenden Schematen beigegeben. Zeitung, die Regierungs⸗Amtsblätter in Danzig und 
Die Zahlung der Zinſen erfolgt gegen Nückgabe Marienwerder und den Deutſchen Reichs⸗ und König⸗ 
des betreffenden Coupons vom Verfalltage ab, aus dem lich Preußiſchen Staatsanzeiger. 
Provinzial⸗Hilfskaſſenfonds. Sollte eines dieſer Blätter eingehen oder die 
Das Forderungsrecht aus einem ſolchen Coupon Hilfskaſſenkommiſſion andere Blätter für die Veröffent⸗ 
erliſcht, wenn derſelbe innerhalb vier Jahren, vom lichung wählen, ſo muß (im erſten Falle) ein anderes 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem er fällig ge⸗ Blatt gewählt und (in beiden Fällen) die erfolgte 
worden iſt, nicht zur Zahlung präſentirt worden ijt. Aenderung durch die übrigbleibenden rein, durch die 
Mit dem Ablauf der fünfjährigen Perioden bisher benutzten Blätter öffentlich bekannt gemacht 
werden, nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung, werden. 
die neuen Coupons dem Einlieferer der Talons aus⸗ § 7. Auf verlorene oder vernichtete Obliga⸗ 
gereicht. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aus⸗ tionen finden die Beſtimmungen der Verordnung vom 
händigung der geen Zinscoupons⸗Serie nach Ablauf 16. Juni 1819, betreffend das Verfahren behufs der 
der für die Umwechſelung beſtimmten Friſt an den Amortiſation verlorener Staatsſchuldſcheine 2¢. 88 1 
Inhaber der Schuldverſchreibung. bis 12, ſowie die ergänzenden Beſtimmungen derſelben 
§ 4. Die Tilgung der Obligationen geſchieht mit nachſtehenden Maßgaben Anwendung. 
durch allmälige Einlöſung aus einem zu dieſem Zwecke a. die im $ 1 der Verordnung vorgeſchriebene An⸗ 
gebildeten Tilgungsfonds, mit jährlich wenigſtens Einem zeige muß der Commiſſion der Provinzial⸗Ver⸗ 
Prozent der ausgegebenen Obligationen unter Zu⸗ waltung für den Ptovinzial⸗Hilfskaſſenfonds gee 
wachs der auf die eingelöſten Obligationen erſparten macht werden. 
Zinſen. Sie beginnt nach Ablauf des auf die erſte Dieſer werden alle diejenigen Geſchäfte und 
Emiſſion folgenden Kalenderjahres. Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten 
Die Einlöſung wird, wenn fie durch Ankauf Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; 
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gegen die Verfügungen der Kommiſſion findet Obligation des Provinzial: Verbandes der Provinz 
jedoch der Rekurs an den Provinzialausſchuß ſtatt. Weſtpreußen für Zwecke des Provinzial⸗Hilfskaſſenfonds. 
b. Das in 8 5 der Verordnung gedachte Aufgebot Serie 5 eig „„ 
erfolgt bei dem Königlichen Stadt: und Kreis: über Mark zu Prozent Zinſen, 
gericht zu Danzig. | r 
c. Die in den 88 6, 9 und 12 der Verordnung vor⸗ „ Mark. . Pfennige. 
geſchriebenen Bekanntmachungen ſollen durch die Der Inhaber dieſer Zins⸗Coupons empfängt 
im 56 dieſer Bedingungen genannten Blätter gegen beffen Rückgabe am ten 18 
geſchehen. Zinskoupons und Talons können nicht und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Obliga⸗ 
aufgeboten und amortiſirt werden. Doch kann tion für das Halbjahr vom . . bis 
nach dem Ermeſſen der Kommiſſion demjenigen, mit (in Buchſtaben:) Marke Pf. 
welcher vor Ablauf der vierjährigen Verjährungs⸗ bei der Landes⸗Hauptkaſſe für die Provinz Weſtpreußen 
frit ($ 3) den Verluſt eines Zinscoupons bei in Danzig. 
der Kommiſſion anmeldet und beſcheinigt, der (Stempel.) 
Betrag des Coupons, wenn letzterer bis zum Ab⸗ Danzig, den ten 188, 
laufe der Verjährungsfriſt nicht präſentirt worden Die Kommiſſion der Provinzial⸗Verwaltung für den 
iſt, nach Ablauf derſelben ausgezahlt werden. Provinzial-Hilfskaſſenfonds. 
8 8. Für die Sicherheit der ausgegebenen Obli⸗ (Facſimile der Unterſchriften.) 
gationen und deren Zinſen haften in erſter Reihe die Dieſer Zins⸗Coupon iſt endgültig, wenn deſſen 
dem Provinzial⸗Hilfskaſſenfonds gehörigen, auf Grund Geldbetrag nicht bis zum 31. Dezember Arta 
der و8‎ 2 bis 9 des obenbezeichneten Reglements ers erhoben wird. 
worbenen Darlehnsforderungen in mindeſtens gleichem 
Betrage und das Stammvermögen der Provinzial⸗ 
Hilfskaſſe, demnächſt aber auch das übrige Vermögen 
des Provinzialverbandes. 


(Schema zu den Talons.) 
Talon 


zur 
$ 9. Der Provinzialausſchuß überwacht die Obligation 
Befolgung der vorſtehenden Vorſchriften. des Provinzial⸗Verbandes der Provinz Weſtpreußen, 


für Zwecke des Provinzial⸗ Hilfskaſſenfonds. 

(Schema zu den Obligationen des Provinzialverbandes Serie dec Ae SUELO روا‎ arn ME. arts de is NS 

der Provinz Weſtpreußen für Zwecke des Provinzial⸗ ü ber Mark zu .. Prozent Zinſen. 
Hilfskaſſenfonds.) Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen 
Obli SEN deſſen Rückgabe zu der vorbezeichneten Obligation die 


"Ed ., te Serie Zins⸗Coupons für die fünf Jahre 18 ۰ 

Provinzial⸗Verbandes der Provinz Weſtpreußen, für bis 18 . . bei der Landes⸗Hauptkaſſe für die Pro⸗ 

Zwecke des Provinzial⸗Hilfskaſſen⸗Fonds, vinz Weſtpreußen in Danzig, ſofern von dem Inhaber 
Wappen der Pro) 


der Obligation nicht rechtzeitig Widerſpruch erhoben iſt. 

Serie . Litera. Danzig, den . Zeg, a 18 

Die Kommiſſion der Provinzial⸗Verwaltung für den 
Provinzial⸗Hilfskaſſenfonds. 


r. 


Ba, ی‎ ët), 

Der Provinzialverband ber Provinz Weſtpreußen 
verſchuldet dem Inhaber dieſer Obligationen (Facſimile der Unterſchriften.) 
Mark, verzinslich zun Prozent jährlich. 

Dieſe Darlehnsſchuld iſt auf Grund des Be⸗ 3) Behufs Erörterung der Frage, ob und in welchem 
ſchluſſes des I. Weſtpreußiſchen Provinziallandtages Umfange es ſich empfehle, die Dampfſchifffahrt auf 
vom 10. April 1878 contrahirt worden. Die um⸗ den Binnengewäſſern der öſtlichen Provinzen mehr 
ſeitig abgedruckten Bedingungen finden auf ſie An⸗ als bisher zu begünſtigen, hat der Herr Miniſter für 
wendung. Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten die betref⸗ 

Danzig, den ten A 18. ſenden Regierungen zum Berichte aufgefordert und 
Die Kommiſſion der Provinzial⸗Verwaltung für den nach Eingang derſelben über die gedachte Angelegenheit 

Provinzial⸗Hilfskaſſen⸗Fonds. nähere Beſtimmungen getroffen, welche nachſtehend zur 
(Unterſchriften.) Kenntniß der betreffenden Behörden und der Bethel 


Eingetragen in das Negifter sub Fol, 
Der Controlbeamte. „Auf Grund dieſer Berichte und der von den 
(Unterſchrift.) betheiligten Organen des Handelsſtandes eingegan⸗ 
LEE genen Gutachten, welche ſich für die thunlichſte För⸗ 
(Schema zu den Zinscoupons.) derung des Dampfſchifffahrts⸗ Verkehrs auf den 
Provinz Weſtpreußen. Binnengewaſſern ausſprechen, beſtimme ich hier⸗ 
Erſter (bis zehnter) Zinscoupon . . ter Serie durch, daß: 


zur 1. das Vorfahrrecht bel den Brücken allen 
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Damfſchiffen, einſchließlich des etwaigen An⸗ bezirke Koſſawoniwa der Name Friedenthal beigelegt 


hangs, worden. 
2. das Vorſchleuſerecht نی‎ 10. Juli 1878. 
8 5 d E önigliche Regierung. 
a. ſolchen Schiffen, welche ſich durch Dampf⸗ o 
kraft ſelbſtſtändig fortbewegen, Abtheilung für w een Domainen und 


b. folden Schleppzügen, bei welchen das 6) Der dem Joſef Lewandowski 
ker : | zu Zgnilloblott von 
Sn mit ES سا‎ einer uns unterm 17. Dezember v. J. sub 155 372 pro 1878 
0 el 1 El سیر‎ de n S chleuſenkamm end ertheilte Hauſirſchein zum Betriebe des Gewerbes als 
dréie Platz findet * Siebmacher iſt verloren gegangen und wird hierdurch 
e. folgen Dampficifen einfhlichlih, ihres fr REH den 23. Juli 1878, 


Anhangs, welde regelmäßige Fahrten auf Köni d 

glide Regierung. 
der betreffenden Waſſerſtraße unternehmen, Abtheilung für direkte Sen öden und 
zu ertheilen iſt. Forſten. 


In dem Falle zu 2 ſoll die Vorausbeſtim⸗ 7) Unter den Pferden des Fuhrmanns Karl Gogolin 
mung der Abfahrtszeiten nicht ferner Bedingung der zu Strasburg, des Beſitzers Paſtenacy zu Lippinken, 


Ertheilung des Vorſchleuſerechts ſein. ar 1 ab Bf rote zu Dolnid, 
1 ; reiſes Flatow, iſt die Rotzkrankheit und die ۶ 
Berlin, den 5. April 1878. dächtige Druſe ausgebrochen; dagegen it die ۰ 


Der Miniter für Handel, Gewerbe und öffentliche krankheit unter den Pferden des Guts Bruchnowko, 


Arbeiten : 
pe Kreiſes Thorn, und des Einſaſſen Werner zu Abbau 
gej. Maybach. Buggoral, Kreiſes Strasburg, erloſchen. 
Marienwerder, den 24. Juli 1878. Marienwerder, den 13. Juli 1878. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Steinmann. 8) Unter dem Rindvieh des Königlichen Förſters 


Matz zu Kelpinerbrück, Kreiſes Tuchel, iſt die Lungen⸗ 

MI Die Quartale des Nechnungsjahres werden ſeit ſeuche ausgebrochen. 
der Verlegung deſſelben auf die Zeit vom 1. April Marienwerder, den 11. Juli 1878. 
bis 31. März in der Reichsverwaltung nach dem Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Etatsjahre, in der Preußiſchen Verwaltung dagegen 9) Bekanntmachung. 
in Gemäßheit des Cirkularerlaſſes vom 12. November Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
v. J. nach den Monaten bezeichnet. Aus dieſem un⸗ bracht, daß wir auf Grund des §. 40 Nro. 2 des 
gleichmäßigen Verfahren haben Dé in dem zwiſchen Competenzgeſetzes vom 26. Juli 1876 genehmigt haben, 
beiden Verwaltungen beſtehenden Abrechnungsverkehr daß die bisher zum Gutsbezirke Bielawy gehörige Ko⸗ 
Unzuträglichkeiten ergeben. Zu deren Beſeitigung hat lonie Vorwerk Kaszezorek und der ſogenannte Wygodda 
Herr Finanzminiſter unter Aufhebung jenes Cirkular⸗ Krug von dem Gutsbezirke Bielawy abgetrennt und 
erlaſſes beſtimmt, daß auch in der preußiſchen Bers mit dem Gemeindebezirke Kaszezorek vereinigt werden. 
waltung künftig die Rechnungsquartale nach dem Thorn, den 7. Juni 1878. 
Etatsjahre zu bezeichnen ſind, alſo z. B. das die Mo⸗ Der Kreis⸗Ausſchuß. 
nate April, Mai und Juni umfaſſende Quartal: erſtes 10) Bekanntmachung. 
Quartal des Etatsjahres 1878/79. pa 2 Königl. SCH fr i Be WW: dir 
önigl. Regierun eilung III., zu Marienwerder, 

Dieſe Verordnung findet nunmehr auch auf das at das K dem ی‎ Verbau der Gemeinde 
geſammte Etats, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen im Be⸗ Zechendorf belegene, im Kataſter unter Artikel 1, Karten⸗ 
reiche der geiſtlichen und Unterrichtsverwaltung An⸗ blatt 1 Flächen⸗Abſchnitt 13 Und 8 Grundbuche po 
wendung und iſt insbeſondere bei der Aufſtellung der Zechendorf Band 1 Blatt Nro. 1 eingetragene Grund⸗ 
Etats und Rechnungen von Kirchenkaſſen, Kirchen⸗ und ſtück in der Größe von 18,370 Hekt. käuflich erworben. 


Pfarr⸗Vermögensverwaltungen und Verwaltungen von Gemäß 8. 1 der Landgemeinde⸗Ordnung vom 
Stiftungsſonds zu beachten. 14. April 1856 in Verbindung mit §. 40 Nro. 2 des 
Unfere Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom 8. De⸗Competenzgeſetzes vom 26. Juli 1876 iſt bei dem Ein⸗ 
zember v. J. wird hierdurch außer Kraft geſetzt. verſtändniſſe und auf den Antrag der Intereſſenten 
1 Marienwerder, den 22. Juli 1878. das oben bezeichnete Grundſtück durch unſern Beſchluß 
Königliche Regierung. vom heutigen Tage von dem Gemeinde⸗Verbande Dorf 

Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. Zechendorf getrennt und dem Guts verbande der Königl. 


Oberförſterei Plietnitz einverleibt. 
5) In Folge Verlegung des Förſter⸗Etabliſſements Dt. Krone, den 2. Juli 1878. 
Koſſawoniwa nach Friedenthal ijt dem bisherigen Schutz⸗ Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Dt. Krone. 
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11 Ausweiſung von Ausländern aus dem Reichsgebiete. 
d Name und Staud | Alter und Heimath Grund Behörde, welche die 
5 ۹ سس‎ der Beſtrafun Ausweiſung 

e des Ausgewieſenen. 8- beſchloſſen hat. 
1. 2. | = 4. 5. 


a. Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 


Datum des 
Ausweiſungs⸗ 
beſchluſſes. 


6. 


1 Valentin Gan ia, Ar⸗ 41 Jahre, ortsange⸗ Schwere Diebſtähle Königlich preußiſche 14. Mai d. J. 


beiter, | börig zu Konopnica, (1½ Jahr Zucht Bezirksregierung zu 
Kreis Wielun, Ruſ⸗ haus), Oppeln, 
ſiſch⸗Polen, | 
2 Guſtav EliasMaden⸗ 24 Jahre, aus War: Diebftahl und Wider⸗ Großherzoglich badi⸗ 15. Juni d. J. 
berg, Bäcker, ſchau, fand gegen die ſcher Landeskommiſ⸗ 
| Staatsgewalt (1 Jahr fûr in Karlsruhe, 
| 4 Monat Zuchthaus), 
3 Antonio Tamburi, 30 Jahre, aus Como, Raub und Diebſtahl derſelbe, 


kd 


که 


oo 


= 


10 


11 


12 


13 


14 


Buchbinder, 
Iwan Popow, 


Friedrich Teſchner, 
Arbeiter, 


Andreas Waniſchke, 
Arbeiter, 


Roſalie Klein, 
Leopold Ruczika, 
Schmiedegeſelle, 


Franz Kowatſch, 
Schmiedegeſelle, 


Wenzel Kowatſch, 
Johann Roeder, 
| Arbeiter, 


Johann Leitgeb, 
Schmied, 


Samuel 


Arber, 
Schreiner, 


Johann Berg, Tage⸗ 


löhner, 


(1 Jahr 3 Monat 
Zuchthaus), 
b. Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 


23 Jahre, geboren zu Betteln und Diebſtahl, Königlich preußiſche 
Petrozowode, Gou⸗ Bedrohung mit einem Bezirksregierung zu 
vernement Olenski, Verbrechen, Land: Königsberg, 

| ſtreichen, 

61 Jahre, geboren zu Landſtreichen und Bet: Königliche preußiſche 

| Falborzyce in Ruſ⸗ teln, Bezirksregierung zu 

| ſiſch⸗Polen, | Frankfurt a. O., 

35 Jahre, aus Kun⸗ desgleichen, Königlich preußiſche 
zendorf in Böhmen, Bezirksregierung zu 


Breslau, 

28 Jahre, aus Sporn⸗ Landſtreichen, Betteln dieſelbe Behörde, 
hau, Bezirk Altſtadt und gewerbsmäßige 

in Mähren, | Unzucht, | 
geboren 1821 zu Mo⸗ Landſtreichen, Betteln dieſelbe Behörde, 
ravan, Bezirk Par⸗ und Holzdiebſtahl, 
dubitz in Böhmen, 
geboren 1862 zu Gor: desgleichen, 

ſtowitz, Bezirk Par⸗ 

dubitz, 
geboren 1858 zu Mer⸗ desgleichen, 

ſchütz, Kreis König⸗ 

grätz in Böhmen, | 
35 Jahre, aus Rum⸗ Landſtreichen und Bet⸗ 
burg in Böhmen, teln, | 


dieſelbe Behörde, 


dieſelbe Behörde, 


Bezirksreglerung zu 
Liegnitz, 

36 Jahre, aus Lipnitz, desgleichen, 
Kreis Iglau, Bezirk 

Datſchitz in Mähren, 

geboren den 22. Juni desgleichen, 
1845 zu Oftringen, 

Bezirk Zofingen, 

Kanton Aargau, in 

der Schweiz, 

27 Jahre, aus Har«⸗ desgleichen, 
lem in den Nieder⸗ 

landen, 


Bezirksregierung zu 


Bezirksregierung zu 
Merſeburg, 


Bezirksregierung zu 
Rat 


€ 


Königlich preußiſche 14. 


23. Juni d. J. 


22. Mai d. J. 


22. Juni d. J. 
6. Juni d. J. 
6. Juni d. J. 
1. Juni d. J. 
1. Juni d. J. 


1. Juni d. J. 


Königlich preußiſche 27. Mai d. J. 
Königlich preußiſche 8. Juli d. J. 


ppeln, 
Königlich preußiſche 6. Juni d. J. 


Juni d. J. 


— m — 


Name und Stand | Alter und Heimat Grund Behörde, welche die Datum des 
x2 — — | Auswe 1 
2 des Ausgewieſenen. der ۰ befitoffen hat KEEN 
1. 2. 3. 4. ۱ 5. 6. 
15 Johann Cech, Seifen⸗ geboren 1846 zu Taus Landſtreichen und Bet: Königlich bairiſches 22. Juni d. J. 
ſieder, in Böhmen, teln, Bezirksamt Deggen⸗ 
| dorf, 
16 ChriſtophũHorwarthſ 24 Jahre, aus Wien, Landſtreichen, Königlich bairiſches 27. Juni d. J. 
Schloſſergeſelle, gie Wolf⸗ 
tein , 
17 Armand Mathé, 20 Jahre, geboren Landftreichen und Bet⸗Kaiſerlicher Bezirks⸗ 1. Juli ۲ 
Tagelöhner, zu Baume⸗les⸗Da⸗ teln, präſident zu Metz, 
mes, Departement 
du Doubs in Frank⸗ 
reich, 
18 Herrman Favret, 25 Jahre, geboren Landſtreichen, dieſelbe Behörde, desgleichen. 
Zimmermann und zu Chaſſay, Arron⸗ 
Tagelöhner, diſſement Veſoul, 
Haute ۶ Saône, in 
Frankreich, | 
19 Eugen Marchand, geboren den 17. April desgleichen, dieſelbe Behörde, 4. Juli d. J. 
Arbeiter, 1853 zu Reims in 
Frankreich, 
20 Marie Emilie Stet: geboren zu Straßburg, desgleichen, dieſelbe Behörde, desgleichen. 
ner, Magd, zufolge Option fran⸗ 
zöſiſche Staatsange⸗ 
angehörige, 
21 Johann Flury, Erd. 49 Jahre, geboren und desgleichen, Kaiſerlicher Bezirks⸗ 8. Juli d. J. 
arbeiter, heimathsberechtigt zu präſident zu Kolmar, 
Mümlisvyl, Kanton 
Soloturn, 
22 Wilhelm Kahni, 47 Jahre, geboren zu Landſtreichen, Betteln dieſelbe Behörde, 17. Juni d. J. 
Gärtner, Weſthoffen, heimaths⸗ und grober Unfug, 
berechtigt zu Belfort, 
zufolge Option fran⸗ 
zöſiſcher Staatsange⸗ 
höriger, 


a. Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 


1 Ignaz Liepold, We⸗ 30 Jahre, aus Bu⸗ ſchwerer und ein⸗ Königlich preußiſche 3. Juni d. J. 
3 | J J 
ber, digsdorf, Bezirk Ho⸗ faſcher Diebſtahl, Kör⸗ Bezirksregierung zu 
henſtadt in Mähren, perverletzung und Be⸗ Liegnitz, 
drohung (1½ Jahr 


Zuchthaus), 
2 Karl Löffelmann, geboren am 14. Dec wiederholter ſchwerer Königlich balriſches 4. Juli d. J. 
Sägeſchneider, zember 1863 zu und einfacher Dieb⸗ Bezirksamt zu Oras 


Haidl, Bezirk Schüt⸗ fabl, Betrug (1 fenau, 

tenhofen in Böhmen, Jahr Zuchthaus), 
Landſtreichen und 
Betteln, 


b. Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 
3 Karl Georg Daniel geboren am 4. Ja⸗ Betteln, innerhalb e We 1 Juni d. J. 
Schult, Maler, nuar 1839 zu Riga legten 3 Jahre mehr: Bezirksregierung zu 
| in Rußland und orts⸗ fach deshalb beſtraft, Potsdam, 
angehörig daſelbſt, 


195 سب 


5 ۰ 


Name und Stand 


Alter und Heimath 


۳5 q 
des Ansgewieſenen. 


2. 


Johann Borovans⸗ 
ky, Lohgerber, 


Karl Gonſcher, 
Schmiedegeſelle, 


Joſef Schunborn, 
Fleiſchergeſelle, 


Johann Ne catzky, 
Maurer, 


Joſef Lahmer, Tiſch⸗ 
lergeſelle, 

Franz Strobel, 
Zuckerbäckergeſelle, 

Joſef Puckler, Mau⸗ 
Ger 


Johann Leopold An⸗ 
derſon, Zigarren⸗ 
arbeiter, 


Johann Oskar Jo⸗ 
hannſo n, Zigarren⸗ 
arbeiter, 

Johann Lauda, Ar⸗ 
beiter, 


Jens Harald Theo⸗ 


dor Hanſen, Na⸗ 
gelſchmied, 
Alfred Ol ſon, Zi⸗ 
garrenarbeiter, 
Adrian Enders, Bil⸗ 
derſchnitzer, 


Eliſe Gillen, 


Johann 


Hamerl, 
Maurer, 


Johann Doubek, 
een 


3. 


47 Jahre, geboren 
zu Neu⸗Strakonitz in 
Böhmen, 


ſtadt in Mähren, 


geboren am 19. Marz 
1842 zu Pilnikau, 
Bezirk Trautenau in 
Böhmen, 

39 Jahre, aus Dobro⸗ 
melitz in Mähren, 


33 Jahre, aus Alten⸗ 
buch in Böhmen, 
33 Jahre, aus Prag, 


37 Jahre, geboren und 
ortsangehörig zu 
Chraſt in Böhmen, 

32 Jahre, geboren 
und ortsangehörig zu 
Gothenburg in 
Schweden, 

geboren den 25. März 


22 Jahre, aus Wraz, 
Bezirk Horovic in 
Böhmen, 
39 Jahre, aus Ko 
penhagen, 


21 Jahre, 
penhagen, 


aus Ko⸗ 


1841 zu Stockholm, 


Behörde, welche die 


Grund 1 
der ۰ rech 
4. 5. 


Datum des 
Ausweiſungs⸗ 
beſchluſſes. 


6. 


Landſtreichen und Bet⸗ Königlich preußiſche 


| 
۱ 


ten Rückfalle, 


teln, Bezirksregierung zu 
Frankfurt a. O. 


29 Jahre, aus Hohen: Landſtreichen, Betteln Königlich preußiſche 
Bezirksregierung zu 


und Erregung ruhe⸗ 
ſtörenden Lärms, 

Landſtreichen und Bet⸗ 
teln, 


Breslau, 
dieſelbe Behörde, 


Landſtreichen, Königlich preußiſche 
Bezirksregierung zu 
Liegnitz, 
تفر تین‎ und Bet⸗ dieſelbe Behörde, 
teln, 
desgleichen, dieſelbe Behörde, 


Betteln im wiederhol⸗ Königlich preußiſche 
ten Rückfalle, 
Erfurt, 
Landſtreichen und Bet⸗ Königlich preußiſche 
teln, letzteres im wie: 
derhelten Rückfalle, Schl 


dieſelbe Behörde, 


eswig, 


Landſtreichen und gro⸗ 
ber Unfug, 


Landſtreichen im wie⸗ 
derholten Rückfalle, 


Betteln im wiederhol⸗ 


dieſelbe Behörde, 
dieſelbe Behörde, 


Landſtreichen und Bet⸗ 


dieſelbe Behörde, 
teln, 


19. Juni d. J. 


23. Mai d. J. 


28. Juni d. J. 


13. Mai d. J. 


24. Juni d. J. 
2. Juli d. J. 
25. Juni d. J. 


Bezirksregierung zu 


6. Juli d. J. 


Bezirksregierung zu 


15. Juni d. J. 


9. Juli d J. 


13. Juli d. J. 


desgleichen. 


21 Jahre, geboren zu Landſtreichen, 


Kuttenberg in Böh⸗ 


Königlich preußiſche 24. Juni d. J. 
Bezirksregierung zu 


men, Koblenz, 

27 Jahre, geboren zu Gewerbsmäßige Un⸗ Königlich preußiſche desgleichen. 
Vianden, zuletzt zucht im wiederhol⸗ Bezirksregierung zu 

wohnhaft zu Gils⸗ ten Rekckfalle, Trier, 

dorf in Luxemburg, 

30 Jahre, aus Geſürz, Landſtreichen und Bet⸗StadtmagiſtratStrau⸗ 10. April d. J. 
Bezirk Mies in Böh⸗ teln, Widerſtand ge⸗ bing in Baiern, 

men, gen die Staatsgewalt 


| und Berufsbeleidi⸗ 
gung, 

33 Jahre, aus Bre⸗ desgleichen, 
zau, Bezirk Skrako⸗ 


nitz in Böhmen, 


dieſelbe Behörde, 14. Mai d. J. 


Name und Stand Alter und Heimath Grund Gelede, welche die Datum des 
8 - „ گس‎ usweiſun Ausweiſungs⸗ 
= des Ausgewieſenen. der Beſtrafung. beſchloſſen hat. beſchluſſes. 
1. 2. 3.4 4. | 5 6. 
20 Peter Zodl, Bohrer: 28 Jahre, aus Schwei⸗ Landſtreichen, Betteln StadtmagiſtratStrau⸗ 14. Mai d. J. 
macher, nitz, Bezirk Schwei⸗ und Hehlerei, bing in Baiern, : 
nig in Böhmen, | 
a1 |0۵ Wurſcher, geboren 1853 zu Pil⸗ Landſtreichen und wiſ⸗ Königlich bairiſches 8. Juli d. Si 
Kellner, | fen, Bezirk Pilſen in ſentlicher Gebrauch Bezirksamt Feucht: 
Böhmen, und orts⸗ eines gefälſchten Le⸗ wangen, | 
angehörig daſelbſt, gitimattonspapiers, | 
22 Anton Hauſer, Zim: geboren am 23. Juni Landſtreichen, Betteln Königlich ſächſiſche 5. Juni d. J. 
mermann, 1843, zu Nieder⸗Ha⸗ und Diebſtahl, Kreishauptmann⸗ 
nichen bei Reichen⸗ ſchaft zu Bautzen, 
| berg in Böhmen, Landſtreichen und Bet: Königlich württem⸗ 9. Juli d. J. 
23 Gottlieb Moſer, 35 Jahre, aus Biglen, teln, bergiſche Regierung 
Metzger, Kanton Bern in der des Schwarzwaldkrei⸗ 
Schweiz, ſes zu Reutlingen, 
24 Ernſt Servais, 14 Jahre, geboren zu Landſtreichen, Kaiſerlicher Bezirks⸗ 11. Juli d. J. 
Vivier bei Toul in präſident zu Metz, 
Frankreich, 
25 Alfons Gaillot, Ar: geboren am 26. Juli desgleichen, derſelbe, Ek wt 3.9. 
better, 1849, zu Etony in ۱ 
Frankrei h, | | * 


Perſonal⸗Chronik. 
12) Bei der Intendantur 1. Armee⸗Corps und im 
Reſſort derſelben find 
a. befördert: Intendantur Regiſtratur⸗Aſſiſtent 
Braſſat zum Intendantur⸗Regiſtrator, Intendantur⸗ 
Bureau⸗Diatar Schuhmacher zum Intendantur⸗Se⸗ 
kretariats⸗Aſſiſtenten, Feldwebel Zielke zum Inten⸗ 


dantur⸗Bureau⸗Diätar, ferner find als etatsmäßig 


angeſtellt, der interim. Kaſernen⸗Inſpektor Hintz in 
Danzig und der interim. Lazareth⸗Inſpektor Reiſer 
in Danzig. 

b. verſetzt: Die Garniſon⸗Verwaltungs⸗Ober⸗ 
Inſpektoren Keller von Darmſtadt nach ۵ 
und Kauffmann von Erfurt nach Danzig, Kaſernen⸗ 
Inſpektor Heiſe von Pfalzburg nach Pr. Stargardt, 


EL OOOPBELERS SOO 


ferner die Lazareth⸗Inſpektoren Doogs von Graudenz 
nach Lichterfelde bei Berlin, Winkler von ۶ 
burg nach Graudenz, Stockfiſch von Thorn nach 
Düſſeldorf und Strohmeyer von Münſter nach 
Thorn, endlich der Proviant Amts⸗Controleur Gabriel 
von Graudenz nach Frankfurt a /O. und Proviantamts⸗ 
Aſſiſtent Lammert von Hannover als Magazin⸗Ver⸗ 
walter nach Pr. Stargardt. 

e, verſtorben: Garniſon⸗Verwaltungs⸗Direktor, 
Rechnungsrath Rohleder in Königsberg 

d. penſionirt: Garniſon⸗Verwaltungs⸗Di⸗ 
rektor Baſch in Danzig mit dem Charakter als Ge⸗ 
heimer Rechnungsrath, Kaſernen⸗Inſpektor v. Ban ce ls 
in Pr. Stargardt und Intendantur ⸗Sekretariats⸗ 
Aſſiſtent Rieger aus dem Intendanturdienſt entlaſſen. 


Ké 


(Hierzu eine Extrabeilage: betreffend Normen für die Konſtruktion und Ausrüſtung der Eiſenbahnen 


Deutſchlands; ſowie der Oeffentliche Anzeiger Nr. 31.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung 


Druck von R. Kanter's Hoſbuchdruckere.. 


Extra-Beilage zum Amtsblatt. 


Bekaunt machung, 
betreffend 


Normen für die Konftruktion und Ausrüſtung der Eiſenbahnen Deutſchlands. 


Auf Grund des Artikel 42 der Reichsverfaſſung hat der Bundesrath nachſtehende 


Normen 
für die 
Konſtruktion und Ausrüstung der Eiſenbahnen Deutſchlauds 
beſchloſſen: 


1. Konſtruktion der Eiſenbahnen. 
Sels 
Bauprojekt. 

Bei der Anlage von Eiſenbahnen, welche vorausſichtlich ſpäterhin mit einem zweiten Geleiſe zu verz 
ſehen ſind, iſt im Bauprojekt auf Wahrung der Möglichkeit hierzu in angemeſſener Weiſe Bedacht zu nehmen. 
8 
Bauwerke. 

Die Ausführung hölzerner, zum Tragen von Eiſenbahngeleiſen beſtimmter Brücken iſt mit Genehmi⸗ 
gung der Landesaufſichtsbehörde nur ausnahmsweiſe geſtattet. Bei Brücken aus Eiſen oder Stahl ſind die 
tragenden Theile der Ueberbaukonſtruktion aus gewalztem oder geſchmiedetem Material herzuſtellen. 

8. 3 

Breite des Bahnkörpers. 

: Die Breite des Bahnkörpers in der freien Bahnſtrecke, in Einſchnitten und auf Dämmen, iſt ſo zu 
bemeſſen, daß der Schnittpunkt einer durch die Unterkante der Schienen des nächſtliegenden Geleiſes gelegten 
geraden Linie und der verlängerten Böſchungsneigung mindeſtens 2 m von der Mitte des Geleiſes ent: 
fernt liegt. 

8. 4. 

Trockenlegung des Planums. 


Die Bahnkrone in Höhe der Schienenunterkante muß, außer bei eingedeichten Strecken, mindeſtens 
0,600 m über dem höchſten Waſſerſtande liegen. Ze 
Die Bettung fol unter den Schienenunterlagen mindeſtens 0,200 m ſtark und gehörig entwäſſert ſein. 


Sa: 
Spurweite. 


Die normale Spurweite der Eiſenbahnen ſoll im Lichten (zwiſchen den Köpfen der Schienen gemeſſen) 
1,435 m betragen. In ſtärker als nach 1000 m Halbmeſſer gekrümmten Bahngeleiſen ſoll dieſe Spurweite 
im Verhältniß zur Abnahme der Länge der Halbmeſſer angemeſſen vergrößert werden. Ziele ۶ 
rung darf jedoch das Maß von 0,030 m nicht überſteigen. 
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8. 6. 
Geleislage und Krümmungen. 

Die Schienen eines Geleiſes ſind in ſicherer Lage zu einander feſtzulegen. 

Die winkelrecht gegenüberliegenden Oberflächen der beiden Schienen eines Geleiſes ſollen in gerader 
Strecke genau in gleicher Höhe liegen. 

In Krümmungen, mit Ausnahme der Weichenkrümmungen, ſoll die äußere Schiene um ſo viel 
höher liegen als die innere, daß die mit der größten Geſchwindigkeit die Bahn paſſirenden Züge die 
Krümmungen mit Sicherheit durchfahren können. 

Verſchiedene Krümmungen und Querneigungen der Geleiſe ſind ſtetig in einander überzuführen. 

Zwiſchen entgegengeſetzten Krümmungen einer Bahnlinie iſt ein gerades Stück von ſolcher Länge 
einzulegen, daß die Fahrzeuge ſanft und ſtetig in die andere Krümmung einlaufen. 

Der kleinſte Halbmeſſer der gekrümmten Geleiſe auf freier Bahn darf nicht unter 180 m lang ſein. 

Die Anwendung eines Halbmeſſers unter 300 m für Krümmungen auf freier Bahnſtrecke bedarf der 
Genehmigung des Reichs⸗-Eiſenbahn⸗Amts. 


en 
Gefälle. 
Das Längengefälle einer Bahnlinie ſoll nicht ſtärker ſein als 1: 40. 
Zur Anwendung einer ſtärkeren Neigung als 1: 80 iſt die Genehmigung des Reichs⸗Eiſenbahn⸗ 
Amts erforderlich. 


F. 8. 
Gefällwechſel. 


Die Gefällwechſel auf der freien Bahnſtrecke ſind nach einem Kreisbogen von mindeſtens 5000 m 
Halbmeſſer abzurunden; für Strecken unmittelbar vor Bahnhöfen kann dieſes Maß auf 2000 m herab: 
geſetzt werden. 

Zwiſchen Gegenneigungen von mehr als 1: 200, ſofern die Länge einer derſelben 1000 m über⸗ 
ſteigt, iſt eine weniger als 1: 200 geneigte Strecke von 480 m Länge einzulegen, welche zur Ausrundung 
benutzt werden kann. 


Er 
Entfernung der Geleije. 


Die Doppelgeleiſe auf der freien Bahnſtrecke follen von Mitte zu Mitte nicht weniger als 3,500 m 
von einander entfernt ſein. Tritt zu einem Geleispaare noch ein Geleiſe hinzu, ſo iſt deſſen Entfernung 
von dem zunächſt liegenden Geleiſe von Mitte zu Mitte zu mindeſtens 4 m anzunehmen. 

Werden mehrere Geleispaare neben einander gelegt, ſo muß die Entfernung von Mitte zu Mitte 
der benachbarten Geleiſe je zweier Geleispaare ebenfalls mindeſtens 4 m betragen. 

Die Geleiſe auf Bahnhöfen ſollen nicht weniger als 4,500 m von Mitte zu Mitte von einander 
entfernt liegen, und diejenigen, zwiſchen denen Perrons anzulegen ſind, eine Entfernung von mindeſtens 
6 m von Mitte zu Mitte haben. 

Bei Halteſtellen, d. h. Stationen mit beſchränktem Betriebsdienſt, kann mit Genehmigung der Landes⸗ 
Aufſichtsbehörde von dieſen Beſtimmungen abgewichen werden. 


$. 10. 
Form, Beſchaffenheit und Befeſtigung der Schienen. 


Die Schienen haben aus gewalztem Eiſen oder Stahl zu beſtehen. 1 

Die ſeitliche Abrundung des Schienenkopfes muß mit einem Halbmeſſer von 0,014 m beſchrieben fein. 

Die Neigung der Schienen nach Innen muß mindeſtens ½0 der Schienenhöhe betragen. 

Die Befeſtigungsmittel, als: Stühle, Schrauben, Nägel u. ſ. w. ſollen an der Innenſeite der 
Schienen eines Geleiſes in der Breite der Spurrinne mindeſtens 0,038 m unter Schienenoberkante liegen. 

Bei Befeſtigung der Stoß verbindungen eines Geleiſes iſt auf die durch die Temperatur entſtehenden 
Veränderungen der Schienen Rückſicht zu nehmen. 
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Sell 
Tragfähigkeit der Schienen. 
Die Schienen, welche von Lokomotiven befahren werden, müſſen ſo ſtark konſtruirt und unterlagert 
ſein, daß jede Stelle der einzelnen Schiene mindeſtens 7000 Kilogramm (140 Zollzentner) ruhende oder 
bewegte Laſt mit Sicherheit tragen kann. 


$ 12 
Entfernung der Bahnhöfe von einander und Länge derſelben. 

Die Bahnhöfe ſollen, abgeſehen von Rangirköpfen und Abzweigegeleiſen, in keiner ſtärkeren Neigung 
als 1: 400 liegen und mit Ausweichegeleiſen für das Kreuzen und Ueberholen der die anſchließenden 
Strecken befahrenden Güterzüge verſehen ſein. 

Die Ausweichegeleiſe dürfen in die ſtärkere Neigung der Bahn eingreifen. 

Auf Erfordern des Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amtes find telegraphiſche Meldeſtationen und an eingeleiſigen 
Bahnen zugleich Ausweicheſtellen anzulegen, welche letztere die größeſten auf der Anſchlußſtrecke zuläſſigen 
Züge, bis zu 120 Achſen, aufnehmen können. In geringerer Entfernung als 8 Kilometer kann die Ein⸗ 
richtung der Meldeſtationen und Ausweicheſtellen nicht gefordert werden. Soweit ausnahmsweiſe dieſe Aus⸗ 
weichegeleiſe nicht mit den Vahnſtationen zuſammentreffen, iſt mindeſtens ihre jederzeitige ſchleunige Herſtellung 
durch Doppelgeleiſigkeit des Planums und Kies- reſp. Steinbettes an den betreffenden Stellen, ſowie durch aus⸗ 
reichende zur Hand befindliche Vorräthe an Oberbaumaterialien und Telegraphenapparaten ſicher zu ſtellen. 


8. 13. 
Gemeinſchaftliche Bahnhofsanlage. 

Führen mehrere Eiſenbahnen in einen und denſelben Bahnhof, fo ſind ſie derart mit einander 
in Verbindung zu bringen, daß der Uebergang von Zügen in der für die betreffenden Bahnen zuläſſigen 
Maximalſtärke raſch und leicht von Bahn zu Bahn erfolgen kann. Benachbarte Bahnhöfe ſind nach 
Bedürfniß in gleicher Weiſe mit einander in Verbindung zu ſetzen. 


§. 14. 
Konſtruktion der Weichen. 


Die Weichen in den von durchgehenden Zügen zu befahrenden Geleiſen müſſen ſo konſtruirt ſein, 
daß, wenn ſie auch auf eine andere Fahrtrichtung geſtellt ſind, ein Abſpringen der Räder der Fahrzeuge 
von den Schienen nicht ſtattfindet. 

Die Spitzen der Weichenzungen müſſen mindeſtens 0,100 m meit ۰ 


S 15. 
Drehſcheiben. 

Auf allen Lokomotiv⸗Wechſel⸗ und Reſerveſtationen muß, ſofern nicht ausſchließlich Tendermaſchinen 
zur Verwendung kommen, mindeſtens eine Drehſcheibe, deren Durchmeſſer nicht unter 12 m betragen darf, 
vorhanden ſein. 

Die Hauptträger derſelben ſollen aus Schmiedeeiſen oder Stahl hergeſtellt ſein. 


§. 16. 
Perrons. 
Die Höhe der Perrons für den Perſonenverkehr darf ohne Genehmigung des Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts 
nicht mehr als 0,380 m über Schienenoberkante betragen. 
Alle auf den Perrons feſtſtehenden Gegenſtände, als Säulen ꝛc., müſſen bis zu einer Höhe von 
2,500 m über Perron mindeſtens 3 m im Lichten von der Mitte desjenigen Geleiſes entfernt fein, für 
welches der Perron benutzt wird. 
See dello 
Abtritte und ۰ 
Auf den Bahnhöfen in der Nähe der Perrons find weithin ſichtbare Abtritte und Piſſoirs anzuordnen. 
1* 


an 
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§. 18. 
Rampen. 


Auf Bahnhöfen, wo die Bers oder Entladung von Fahrzeugen oder Vieh in größerer Zahl zu er⸗ 
warten ſteht, ſind feſte oder transportable Rampen, deren Höhe über Schienenoberkante nicht über 1.120 m 
beträgt, herzuſtellen oder zur ſchleunigen Benutzung bereit zu halten. 

Die Rampen ſollen zur Entladung oder Beladung vor Kopf und nach der Seite benutzbar ſein. 

Die Ladegeleiſe müſſen bei der Ladeweiſe von der Seite entweder die Vorbeiführung aller Fahr⸗ 
zeuge ohne Rückbewegung auf dieſen Geleiſen oder aber die ſucceſſive Vorführung von je 20 Fahrzeugen 
vor eintretender Rückbewegung geſtatten. 

Iſt auf den gedachten Bahnhöfen die Anlage eines durchlaufenden Rampengeleiſes oder eines ſolchen 
für 20 Wagen nicht ſchon durch den gewöhnlichen Verkehr geboten, ſo genügt es, wenn die Situirung der 
Laderampe in der Art erfolgt, daß das Rampengeleiſe für die Vorführung von mindeſtens 20 Wagen an⸗ 
ſtandslos verlängert werden kann. 


8 
Güterſchuppen. 

Die Höhe des Fußbodens der Güterſchuppen und Ladebühnen an von Zügen zu befahrenden Ge⸗ 

leiſen ſoll 1,120 m über Schienenoberfante nicht überſteigen. 
§. 20. 
Lademaß. 

Auf den größeren Güterſtationen iſt eine Vorrichtung anzubringen, mittelſt welcher die Ladungen 

auf offenen Güterwagen bezüglich der größten zuläſſigen Ausladungen kontrolirt werden können. 
CLL 
Waſſerſtationen. 

Die für eine Bahnſtrecke innerhalb eines beſtimmten Zeitraumes nach den jeweiligen Betriebsbedürf⸗ 
niſſen erforderliche Waſſermenge kann von der Aufſichtsbehörde feſtgeſetzt werden. Die Waſſerſtationen ſind 
angemeſſen zu vertheilen. 

Jeder Waſſerkrahn muß in der Minute mindeſtens einen Kubikmeter Waſſer liefern können. 

Die Ausgüſſe der Waſſerkrahne ſollen mindeſtens 2,850 m über Schienenoberkante liegen. 

Ge SE 
Werkſtätten. 


Von jeder Eiſenbahnverwaltung iſt Sorge zu tragen, daß Reparaturen an den Betriebsmitteln 
ſicher und ſchnell ausgeführt werden können. 


II. Ausrüſtung der Eiſenbahnen. 


Eech 
Höhen- und Breitenmaße der Lokomotiven und Wagen. 
Alle feſten Theile der Lokomotiven, Tender, Perſonen⸗, Poſt⸗, Gepäck und Güterwagen, überhaupt 


der die Bahn paſſtrenden Betriebsmittel dürfen höchſtens die Grenzen des nachſtehend beſchriebenen Profils 


erreichen. Daſſelbe hat in der Höhe von 0,130 m bis 0,430 m über Schienenoberkante überall einen Spiel: 
raum von 0,050 m gegen das Normalprofil des lichten Raumes (efr. Bahnpolizei⸗Reglement für die Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands) und in der Höhe von 0,430 m bis 3,200 m über Schienenoberkante eine Geſammtbreite 
von 3,150 m oder eine Breite von 1,575 m zu jeder Seite der Geleismitte. Von 3,200 m über Schienen⸗ 
oberkante vermindert ſich letztere Breite bei geradliniger Begrenzung des Profils und zwar bis 3,700 m über 
Schienenoberkante bis auf 1,300 m und von 3,700 m bis 4,150 m über Schienenoberkante bis auf 0,850 m. 

Ueber die Höhe von 4,150 m über Schienenoberkante dürfen nur die Lokomotivſchornſteine 
und überbauten Schaffnerſitze hinausragen und zwar höchſtens bis 4,570 m über Schienenoberkante. Die⸗ 
ſelben müſſen dann jedoch ſo konſtruirt ſein, daß dieſe Höhe mindeſtens auf das Maß von 4,150 m gr: 
geſchränkt werden kann. 
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Für Schlaf- und Luxuswagen für den großen durchgehenden Verkehr in Schnellzügen und die zu 
gleichem Dienſt ماه‎ Gepäckwagen reicht die vorbezeichnete Breite des Profils von 3,150 m bis auf 
die Höhe von 3,540 m über Schienenoberkante und vermindert fih dann von beiden Seiten, geradlinig 
begrenzt, bis 3,820 m Höhe auf 2,820 m Breite und ſchließt in 4,570 m Höhe mit 1,580 m Breite ab. 

Unter 0,130 m über Schienenoberkante dürfen, abgeſehen ron den Rädern der Eiſenbahn⸗Fahrzeuge, 
nur die Bahnräumer, Sandſtreuer, Sicherheitsketten und Kuppelungen herabreichen und zwar die Bahnräumer 
und Sandſtreuer nur in der Breite des Schienenkopfes bis auf 0,050 m Entfernung von letzterem, die 
Sicherheitsketten und Kuppelungen bis auf 0,075 m über Schienenoberkante. 


§. 24. 
Lokomotiven- und Tender-Radſtand. 


Die Lokomotiven und Tender ſollen einen nach den Bahnverhältniſſen möglichſt langen Radſtand 
erhalten; derſelbe iſt für die Güterzugsmaſchinen mit feſten, ſeitlich nicht verſchiebbaren Achſen höchſtens auf 
4,500 m anzunehmen. 

Bei Krümmungen in der freien Bahn, welche weniger als 250 m Halbmeſſer haben, ſind für drei⸗ 
oder 10 0 Lokomotiven von mehr als 3 m Radſtand bewegliche Radgeſtelle oder verſchiebbare Achſen 
anzuwenden. 


§. 25. 


Tender. 
Die Höhe des Waſſerbehälters der Tender über den Schienen darf bis zu 2,750 m betragen. 


§. 26. 
Wagen⸗Radſtand. 


Bei Wagen, welche mehr als zwei Achſen ohne Drehgeſtell haben, muß für die Mittelachſen eine 
entſprechende Verſchiebbarkeit angeordnet werden, ſofern der Radſtand über 4 m beträgt. 

Für Güterwagen iſt ein kleinerer Radſtand als 2,500 m nicht anzuwenden und ſoll das Maß von 
4,500 m für den Radſtand nicht überſchritten werden. 


§. 27. 


Wagengeſtelle. 
Die mittlere Höhe des Fußbodens der Güterwagen ſoll über Schienenoberkante 1,220 w betragen. 


$. 28. 
Bremſen. 
Die Bremſen der Fahrzeuge follen jo beſchaffen fein, daß mit denſelben eine annähernde Feſtſtellung 
der Achſen erzielt werden kann. 


Bei Anwendung von Bremskurbeln müſſen dieſelben beim Feſtbremſen ſtets nach rechts ge⸗ 
dreht werden. 


8. 29. 
Gewichtsdruck. 


Bei ſämmtlichen Betriebsmitteln jol das Gewicht, welches die Achſe eines Fahrzeuges einſchließlich 
des Gewichts der Achſen und Räder aufnehmen darf, 14 000 Kilogramm (280 Zollzentner) nicht überſteigen. 


8. 30. 
Zug- und Stoßapparate. 

Die Untergeſtelle müſſen bei den Lokomotiven an der vorderen, bei den Tendern an der hinteren 
Stirnſeite und bei Tender⸗Lokomotiven und allen übrigen Fahrzeugen, mit Ausnahme der nur in Arbeits⸗ 
zügen laufenden, an beiden Stirnſeiten mit elaſtiſchen Zuge und Stoßapparaten verſehen fein. Die 
Mitte der Zug⸗ und Stoßapparate darf über Schienenoberkante bei leeren Fahrzeugen nicht höher als 
1,065 m und bei beladenen Fahrzeugen nicht tiefer als 0,940 m liegen. ۱ 

Die Untergeſtelle der Wagen, mit Ausnahme der für beſondere Zwecke gebauten, müſſen mit durch⸗ 
gehenden Zugſtangen verſehen ſein. 
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F. 31. 
Zug vorrichtung. 

Die Zugvorrichtung der Fahrzeuge muß ſo konſtruirt ſein, daß die Länge, um welche ſie gegen die 
Kopfſchwelle hervorgezogen werden kann, mindeſtens 0,050 m und nicht mehr als 0,150 m beträgt. 

Die Angriffsfläche des nicht angezogenen Zughakens ſoll von den äußerſten Stoßflächen der Buffer 
nicht weniger als 0,345 m und nicht mehr als 0,395 m entfernt felt. 

9. 32. 
Buffer. 

Die horizontale Entfernung der Buffer an den Kopfſeiten der Wagen ſoll von Mitte zu Mitte 
1,750 m betragen. Der Abſtand der vorderen Bufferfläche von der Kopfſchwelle des Wagens iſt bei völlig 
zuſammengedrängten Buffern mindeſtens zu 0,370 m anzunehmen. 

) An jeder Kopfſeite des Wagens muß die Stoßfläche des einen Buffers eben, die des anderen ۶ 
rundet ſein und zwar ſo, daß, vom Wagen aus geſehen, die Scheibe des linken Buffers eben, die des 
rechten rund erhöht ijt. Der Durchmeſſer der Bufferſcheiben fol mindeſtens 0,340 m und die Höhe der 
Wölbung der abgerundeten Scheiben in der Mitte 0,025 m betragen. 

§. 33. 
Kuppelung. 

Sämmtliche Wagen, mit Ausnahme der nur in Arbeitszügen laufenden, müffen mit Schraubenkuppe⸗ 

lungen verſehen ſein. 
§. 34. 
Radreifen. 

Die normalen Laufflächen der Radreifen ſämmtlicher Fahrzeuge müſſen eine koniſche Form von 
mindeſtens Loo Neigung haben. 

Die Breite der Radreifen ſoll bei Lokomotiven und Tendern nicht weniger als 0,130 m und nicht 
über 0,150 m und bei Wagen nicht weniger als 0,130 m und nicht über 0,145 m betragen. 

8, 35. 
Stellung der Rader. 

Die Räder jeder Achſe der Fahrzeuge müſſen in unverrückbarer Lage gegen einander feſtgeſtellt, auch 
mit Spurkränzen verſehen ſein, deren Höhe von der Oberkante der Schienen gemeſſen bei mittlerer Stellung 
Dee Rades nicht weniger als 0,025 m und im Zuſtande der größten Abnutzung nicht mehr als 0,035 m 

etragen darf. 

Der lichte Abſtand zwiſchen den Randreifen fol mindeſtens 1,357 m und höchſtens 1,363 m bez 
tragen. Bis zur Höhe von 0,100 m über Schienenoberkante darf kein Theil über die innere Seitenfläche 
des Radreifens hervorragen. 

§. 36. 
Spielraum für die Spurkränze. 

Der Spielraum für die Spurkränze (nach der Geſammtverſchiebung der Achſe an dieſer gemein) 
darf bei normaler Spurweite nicht unter 0,010 m und auch bei der größten zuläſſigen Abnutzung nicht über 
0,025 m betragen; bei den Mittelrädern ſechsrädiger Lokomotiven iſt jedoch ein Geſammtſpielraum (bei 
übrigens gleichen lichtem Abſtande zwiſchen den Rädern) bis 0,040 m zuläſſig. 

F. 37. 
Raddurchmeſſer. 

Der Raddurchmeſſer der Tender und Wagen mit Ausſchluß der Radreifenſtärke ſoll mindeſtens 
0,850 m betragen. 

Der Durchmeſſer der Triebräder der Lokomotiven iſt anzunehmen: : 

für Züge, welche bis zu 25 km Geſchwindigkeit in der Stunde fahren, mindeſtens zu 0,900 m 
desgl. bis zu 30 Em... . IE a OE eee TE roar . 1,100 m 
14 ۱۳۳ risiko rd ain, اج‎ ROOT 
und bei mehr als 45km on. EE. ATG 4 
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§. 38. 
1 Achsſtärke. 
Die Stärke der Achſen der Perſonenwagen ſoll nicht unter 0,115 m betragen. Im Uebrigen iſt 
die Stärke der Wagenachſen und Achsſchenkel für die Bruttobelaſtung feſtzuſetzen. 


Achſen vom beſten Eiſen müſſen bei einer Belaſtung 
von 3 800 k mindeſtens eine Stärke von 0,100 m in der Nabe und 0,065 m im Schenkel, 


Di 5 500 k 7 ij nm „ 0,115 m „ „ u 2 0,075 Mn ” 
f 8 000 k ” Dy 2۸ u 0,130 Man ۲ ij 0,085 m „ nm 
„ 10 000 k 1 m o Wi 0,140 D „ „ 1 2 0,095 m „ D 


haben. 
Die Schenkellängen find hierbei zum 1¾ bis 21½ fachen des Durchmeſſers angenommen. 
Bei Anwendung von Gußſtahl können dieſe Belaſtungen um 20 Prozent erhöht werden. 
Bei Tendern und Wagen ſollen die Achſen keine ſcharfen Anſätze zwiſchen den Naben erhalten. 


III. Schlußbeſtimmungen. 


8. 39. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit dem 1. Oktober 1878 in Kraft. 
Sie finden Anwendung auf die Bahnen von normaler Spurweite, und zwar: 
1. in ihrem Abſchnitt l. s 
a) auf alle Bahnen, welde nach dieſem Zeitpunkte in Angriff genommen werden, 
b) auch auf die derzeit bereits im Bau oder Betriebe befindlichen Bahnen, inſofern die betreffen⸗ 
den baulichen Anlagen oder Einrichtungen nach dem 1. Oktober 1878 einem umfaſſenderen 
Umbau unterworfen werden; 
2. in ihrem Abſchnitt II. 
a) auf diejenigen Betriebsmittel, welche nach dieſem Zeitpunkte neu beſchafft werden, 
b) ſowie auf diejenigen alsdann bereits vorhandenen oder beſtellten Betriebsmittel, welche 
nach dem 1. Oktober 1878 eine vollſtändige Umänderung erleiden. 
Bezüglich einzelner Beſtimmungen dieſes Reglements können Ausnahmen in Rückſicht auf beſondere 
Verhältniſſe von der Landesregierung unter Zuſtimmung des Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts bewilligt werden. 


F. 40. 


Für Bahnen, welche nach der übereinſtimmenden Erklärung der Landesregierung und des Reichs⸗ 
Eiſenbahn⸗Amts zu den Bahnen untergeordneter Bedeutung gehören, bleibt die Anwendung der Së. 1 bis 38 
einſchließlich allgemein ausgeſchloſſen. 

Berlin, den 12. Juni 1878. 


Der Reichskanzler. 
v. Bismarck. 
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Bekanntmachung, 
betreffend 


die Bahnordnung für deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung. 


Auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reichsverfaſſung hat der Bundesrath im Anſchluß an S. 74 
des Bahnpolizei⸗Reglements vom 4. Januar 1875 (Centralblatt für das Deutſche Reich S. 57) und an 
die Signal⸗Ordnung von demſelben Tage Nr. 2 der Allgemeinen Beſtimmungen (Centralblatt für das Deutſche 
Reich S. 73) nachfolgende 


Bahnordnung 
für 
deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung 
beſchloſſen: 
J. Zuſtand der Bahn. 


Geht 
Spurweite. 

Die normale Spurweite beträgt 1,435 Meter. 

Für Bahnen mit ſchmalerer Spur ſoll dieſelbe 1,0 Meter oder 0,75 Meter betragen; Ausnahmen 
hiervon ſind zuläſſig mit Genehmigung der Landes⸗Aufſichtsbehörde unter Zuſtimmung des Reichs⸗Eiſen⸗ 
bahn⸗Amts. 

§. 2. 
Längengefälle. 

Das Längengefälle der Bahn darf auf freier Strecke das Verhältniß von 1: 25 in der Regel 
nicht überſchreiten. Für die Anwendung ſtärkerer Gefälle iſt die Genehmigung der Landes-Auſſichtsbehörde 
unter Zuſtimmung des Reichs-Eiſenbahn-Amts erforderlich. 


§. 3. 
Krümmungen. 
Der Halbmeſſer der Krümmungen auf freier Strecke ſoll bei Bahnen mit normaler Spur nicht kleiner 
als 100 Meter und bei Bahnen mit ſchmaler Spur ein der Spurweite angemeſſener ſein. 


5 4. 
Spurerweiterung. 

In Krümmungen darf die Spurerweiterung bei normalſpurig gebauten Bahnen das Maß von 
0,035 Meter und bei ſchmalſpurig gebauten Bahnen ein den Krümmungen angemeſſenes Maß nicht über⸗ 
ſchreiten. 

§. 5. 
Fahrbarkeit. 

Die Bahn iſt mit ihren ſämmtlichen Nebenanlagen fortwährend in gutem baulichen Zuſtand zu erhalten, 
dergeſtalt, daß dieſelbe ohne Gefahr mit der für dieſelbe geſtatteten größten Geſchwindigkeit (vergl. §. 27) 
befahren werden kann. 

8. 6. 
Normalprofil des lichten Raumes. . 
Sämmtliche Geleiſe mit normaler Spurweite, auf denen Züge bewegt werden, ſind in ſolcher Breite 


frei zu halten, daß für dieſelben mindeſtens das in der Anlage dargeſtellte Normalprofil des lichten Raumes 


vorhanden iſt. 


Anlage. 
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Abweichungen von dieſem Profil, welche bereits vor Bekanntmachung dieſer Vorschriften beſtanden haben, 
konnen mit Zuſtimmung des Reichs⸗Eiſenbahn Amts auch ferner beibehalten werden. 
Inwieweit bei Ladegeleiſen normalſpuriger Bahnen Einſchränkungen dieſes Profils zuläſſig find, ۶ 
ſtimmt in jedem Einzelfalle die Landes⸗Aufſichtsbehörde. 
d Für ſchmalſpurige Bahnen bleibt die Feſtſetzung des Normalprofils der Landes⸗Aufſichtsbehörde 
vorbehalten. 


Sal. 


Einfriedigungen und Barrieren. 

Ob und an welchen Stellen Schutzwehren oder andere Sicherheits-Vorrichtungen an Wegen erforder: 
lich ſind, welche unmittelbar neben einer mit Lokomotiven befahrenen Bahn herlaufen oder über die letztere 
führen, beſtimmt die Aufſichtsbehörde. 

In angemeſſener Entfernung vor den in gleicher Ebene mit der Bahn liegenden frequenten Wege— 
übergängen ſind Warnungstafeln aufzuſtellen. 

Werden zur Abſperrung von Wegeübergängen Drahtzugbarrièren verwendet, jo müſſen dieſelben fo 
eingerichtet fein, daß fie mit der Hand geſchloſſen und geöffnet werden können. Jeder mit Drabtzug: 
barrieren verſehene Uebergang erhält eine Glocke, mit welcher vor dem Niederlaſſen der Speerbäume zu 
läuten iſt. 

S 
Abtheilungszeichen, Neigungszeiger und Markirzeichen. 

Die Bahn iſt mit Abtheilungszeichen zu verſehen, welche Entfernungen von ganzen Kilo— 
metern angeben. 

Die Gefällverhältniſſe von mehr als 1: 200 ſind in geeigneter Weiſe und in angemeſſenen Abſtänden 
kenntlich zu machen. 

Zwiſchen zuſammenlaufenden Geleiſen iſt ein Markirzeichen anzubringen, welches die Grenze angiebt, 
bis zu welcher in jedem Bahngeleiſe Fahrzeuge vorgeſchoben werden durfen, ohne den Durchgang von 
Fahrzeugen auf dem anderen Geleiſe zu hindern. 


II. Einrichtung und Zuſtand der Betriebsmittel. 
§. 9. 
Zuſtand der Betriebsmittel im Allgemeinen. 


Die Betriebsmittel ſollen fortwährend in einem ſolchen Zuſtande gehalten werden, daß die Fahrten 
mit der größten zuläſſigen Geſchwindigkeit (S. 27) ohne Gefahr ſtattfinden können. 


$. 10. 


Prüfung der Lokomotiven vor Inbetriebnahme derſelben. 

Lokomotiven dürfen erſt in Betrieb geſetzt werden, nachdem ſie einer techniſch-polizeilichen Prüfung 
unterworfen und als ſicher befunden worden find. Die bei der Reviſion als zuläſſig erkannte Dampf: 
ſpannung über den Druck der äußeren Atmoſphäre, ſowie der Name des Fabrikanten, die laufende Fabril: 
nummer und das Jahr der Anfertigung muſſen in leicht erkennbarer und dauerhaſter Weiſe an der Lokomotive 
bezeichnet ſein. 


alek‏ وگ 


Periodiſche Lokomotiv-Reviſionen. 

Jede Lokomotive iſt nach jeder größeren Keſſelreparatur, mindeſtens alle drei Jahre, einer gründ⸗ 
lichen Nevifion zu unterwerfen. Bei Gelegenheit dieſer Reviſion, welche ſich auf alle Theile der Lokomotive 
erſtrecken muß, ijt der Dampfkeſſel vom Mantel zu entblößen und mittelſt einer Druckpumpe zu prüfen. 
Mindeſtens alle drei Jahre iſt auch jeder Tender einer Reviſion zu unterziehen. 

Hinſichtlich des bei dieſen Proben anzuwendenden Druckes wird beſtimmt, daß die Prüfung für 
eine Dampfſpannung von nicht mehr als fünf Atmoſphären Ueberdruck mit dem zweifachen Betrage der alte 
läſſigen Maximal⸗Dampfſpannung, bei einer Dampfſpannung von mehr als fünf Atmoſphären mit einem 
Drucke, welcher die zuläſſige Maximal⸗Dampfſpannung un fünf Atmoſphären überſteigt, ſtattfinden ſoll. Für 
diejenigen Lokomotiven, welche bei dem Inkrafttreten dieſer Beſtimmungen bereits vorhanden find, verbleibt 
es bei dem Maximaldrucke, welcher bei der erſten Prüfung Anwendung gefunden hat, ſofern der letztere 
niedriger iſt, als der vorſtehend vorgeſchriebene. 
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Keſſel, welche bei dieſer Probe ihre Form bleibend ändern, dürfen in dieſem Zuſtande nicht wie⸗ 

der in Dienſt genommen werden. 

Bei jeder Probe iſt zugleich die Ventilbelaſtung und die Richtigkeit des Manometers zu prüfen. 

Längſtens acht Jahre nach Inbetriebſtellung der Lokomotive muß eine innere Reviſion des Keſſels 

vorgenommen werden, bei welcher die Siederohre zu entfernen ſind. Nach ſpäteſtens je ſechs Jahren iſt dieſe 
Reviſion zu wiederholen. 

Die Ergebniſſe der Lokomotiv-Reviſionen find in beſonderen Verhandlungen zu verzeichnen. 

Jede Lokomotive muß verſehen ſein: 

1. mit mindeſtens zwei zuverläffigen Vorrichtungen zur Speiſung des Keſſels, welche unabhängig von 
einander in Betrieb geſetzt werden können und von denen jede für ſich während der Fahrt im 
Stande ſein muß, das zur Speiſung erforderliche Waſſer zuzuführen. Eine dieſer Vorrichtungen 
muß außerdem auch geeignet ſein, beim Stillſtande der Lokomotive den Waſſerſtand im 
Keſſel auf der normalen Höhe zu erhalten; 

2. mit mindeſtens zwei von einander unabhängigen Vorrichtungen zur zuverläſſigen Erkennung 
der Waſſerſtandshöhe im Innern des Keſſels. Bei einer dieſer Vorrichtungen muß die Höhe des 
Waſſerſtandes vom Stande des Führers, ohne beſondere Proben, fortwährend erkennbar und 
eine in die Augen fallende Marke des zuläſſig niedrigſten Waſſerſtandes angebracht ſein; 

3. mit wenigſtens zwei vorſchriftsmäßigen Sicherheitsventilen, von denen das eine ſo eingerichtet 
ſein muß, daß die Belaſtung deſſelben nicht über das beſtimmte Maß geſteigert werden kann. 
Die Belaſtung dieſer Sicherheitsventile iſt derartig einzurichten, daß eine vertikale Bewegung der⸗ 
ſelben von 3 Millimeter eintreten kann; 

4. mit einer Vorrichtung (Manometer), welche den Druck des Dampfes zuverläſſig und ohne 
Anſtellung beſonderer Proben fortwährend erkennen läßt. Auf den Zifferblättern der Manometer 
muß die größte zuläſſige Dampfſpannung durch eine in die Augen fallende Marke be⸗ 
zeichnet ſein; 

5. mit einer vom Stande des Führers aus zu handhabenden Dampfpfeife. 


$. 12. 


Läutewerke der Lokomotiven. 
Sofern auf einer Bahnſtrecke unbewachte Wegeübergänge vorkommen, ſind die Lokomotiven, welche 
die Bahnſtrecke befahren, mit helltönenden Läutewerken auszurüften. 


list 
Bahnräumer, Aſchkaſten, Funkenfänger. 

Jede Lokomotive und jeder Tender muß mit Bahnräumern, ſowie erſtere mit einem verſchließ⸗ 
baren, an dem Feuerkaſten dicht anliegenden Aſchkaſten verſehen ſein. Wenn die Beſchaffenheit des zu be⸗ 
nutzenden Brennmaterials es erfordert, ſind die Lokomotiven mit Vorrichtungen auszurüſten, durch welche der 
Auswurf glühender Kohlen aus dem Schornſtein wirkſam verhütet wird. 


§. 14. 
Tenderbremſen. 
Tenderlokomotiven und Tender müſſen mit kräftigen, leicht zu handhabenden Bremſen ausgerüſtet ſein. 


9. 15. 
Federn, Zugapparate, Buffer. 

Alle in geſchloſſenen Zügen, mit Ausnahme der Arbeitszüge, gehenden Wagen müſſen auf Federn 
ruhen und alle Perſonenwagen mit elaſtiſchen Zugapparaten und an beiden Enden mit elaſtiſchen Buffern 
verſehen ſein. 

8. 16. 
Spurkränze. 
Sämmtliche Räder müſſen mit Spurkränzen verſehen ſein. 


$ IE 
a Stärke der Radreifen. g 
Auf Bahnen mit normaler Spurweite muß bei Lokomotiven und Tendern die Stärke ſchmiedeeiſerner 
Radreifen mindeſtens 19, diejenige ſtählerner mindeſtens 15 Millimeter betragen; bei Wagen dagegen können 


ſchmiedeeiſerne und ſtählerne Radreifen bis auf 16 bezw. 12 Millimeter abgenutzt werden. 
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Auf ſchmalſpurigen Bahnen muß die Stärke der ſchmiedeeiſernen und ſtählernen Radreifen der 
Lokomotiven und Tender mindeſtens 12 Millimeter, die der Wagen mindeſtens 10 Millimeter betragen. 


§. 18. 
Reviſion der Wagen. ۱ 
Jeder Wagen it mindeſtens alle Jahre einer gründlichen Reviſion zu unterwerfen, bei welcher 
die Achſenlager und Federn abgenommen werden müſſen. 


§. 19. 

Bezeichnungen an den Wagen. 
Jeder Wagen muß Bezeichnungen haben, aus welchen zu erſehen iſt: 
a) die Eiſenbahn, zu welcher er gehört; 
b) die Ordnungsnummer, unter welcher er in den Werkſtätten und Reviſionsregiſtern geführt wird; 
¢) das eigene Gewicht, einſchließlich der Achſen und Räder; 
d) das größte zuläſſige Ladegewicht; 
e) das Datum der letzten Reviſion. 


8. 20. 
Uebergang der Betriebsmittel auf Sauptbabnen. 
Betriebsmittel, welde auf Bahnen übergehen, für welche das Bahnpolizei⸗Reglement und die Signal⸗ 
Ordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands Geltung haben, müſſen den für dieſe Bahnen erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften entſprechen. 


III. Einrichtungen und Maßregeln für die Handhabung des Betriebes. 


§ 21. 
Bahn bewachung. 

Die Bahnſtrecke iſt mindeſtens einmal an jedem Tage zu revidiren, ſofern die zuläſſige Geſchwindig⸗ 
keit mehr als 20 Kilometer in der Stunde beträgt. 

An Stellen, deren Befahrung in Rückſicht auf die örtlichen Verhältniſſe beſondere Vorſicht erfordert, 
insbeſondere auch bei frequenten Niveauübergängen, ift bei Anwendung einer Geſchwindigkeit von mehr 
als 15 Kilometer in der Stunde eine Bewachung der Bahn erforderlich. 

Der Barrièrendienft kann auch weiblichen Perſonen anvertraut werden. 

Bei der Annäherung eines Zuges oder einer einzeln fahrenden Lokomotive an einen in gleicher 
Ebene mit der Bahn liegenden Wegeübergang, beffen Bewachung nicht vorgeſchrieben iſt, hat der Lokomotiv⸗ 
führer das Läutewerk der Lokomotive in Thätigkeit zu ſetzen und darin bis nach Paſſtren des Wegeüberganges 
zu erhalten. 


8422. 
Rechtsfahren. 
Auf doppelgeleiſigen Strecken der freien Bahn müſſen die Züge in der Regel das in ihrer Fahrt⸗ 
richtung rechts liegende Geleife befahren. 
S. 23. 
2 Stärke der Züge. 
Mehr als 120 Wagenachſen dürfen in keinem Zuge befördert werden. 


§. 24. 
Vertheilung der Bremſen. 

In jedem Zuge, welcher mit Lokomotiven bewegt wird, müſſen außer den Maſchinen⸗ und Tender⸗ 
bremſen ſo viele kräftig wirkende Bremsvorrichtungen angebracht und bedient ſein, daß durch die letzteren bei 
Neigungen der Bahn: 

bis einſchließlich ½ der 12. Theil, 
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und bei ſtärkeren Neigungen die Hälfte der Räderpaare gebremſt werden kann. ** 


Erſtreckt ſich die ſtärkſte Neigung zwiſchen zwei Stationen auf eine Bahnlänge von weniger als 
1000 Meter, ſo iſt für die Berechnung der Bremſenzahl nicht dieſe, ſondern die nächſt geringere Neigung 
der Strecke maßgebend. 

Fur Züge und Wagen, welche auf längeren Strecken ausſchließlich durch die Schwerkraft oder mit 
Hilfe ſtehender Maſchinen ſich bewegen, werden die erforderlichen Sicherheitsvorſchriften von der Landes⸗ 
Auffichtsbehörde erlaſſen. Das Gleiche gilt auch für Bahnen, welche nach einem außergewöhnlichen Syſtem 
gebaut ſind und gemäß deſſelben betrieben werden. 

$. 25. 
Reviſion der Züge vor der Abfahrt. 

Kein Zug darf die Station verlaſſen, bevor die Abfahrt von dem zuſtändigen Beamten geſtattet 
worden iſt. Bei der insbeſondere auf der Ausgangsitation vorzunehmenden Reviſion der Züge iſt darauf zu 
achten, daß die Wagen feſt zuſammengekuppelt und die Belaſtung in den einzelnen Wagen thunlichſt gleich⸗ 
mäßig vertheilt wird, die nöthigen Signalvorrichtungen angebracht und die erforderlichen Bremſen angemeſſen 
vertheilt und beſetzt find (§. 24). 

§. 26. 
Beleuchtung der Perſonenwagen. 

Das Innere der Perſonenwagen iſt während der Fahrt bei Dunkelheit und in Tunneln, zu deren 
Durchfahrung mehr als 2 Minuten gebraucht werden, angemeſſen zu erleuchten. 


§. 27. 
Größte zuläſſige Fahrgeſchwindigkeit. 

Die größte zuläſſige Fahrgeſchwindigkeit für Züge und einzeln fahrende Lokomotiven wird durch die 
Landes⸗Aufſichtsbehörde feſtgeſtellt. Größere Geſchwindigkeiten als 30 Kilometer in der Stunde dürfen nicht 
geſtattet werden. 

§. 28. 
Langſamfahren. 

Die Fahrgeſchwindigkeit muß in dem zur Verhütung einer möglichen Gefahr erforderlichen Maß 
vermindert werden: 

a) wenn Menſchen, Thiere oder Hinderniſſe auf der Bahn bemerkt werden, 
b) wenn das Signal zum Langſamfahren gegeben wird, 
c) bei der Fahrt über Drehbrücken. 

Bei der Einfahrt in Hauptbahnen, beim Einfahren in Bahnhöfe und überhaupt beim Uebergange 
aus einem Geleiſe in das andere, muß ſo langſam gefahren werden, daß der Zug auf eine Lange von 
200 Meter zum Stillſtand gebracht werden kann. 


§. 29. 
Abfahrt der Züge. 
Bei einer Fahrgeſchwindigkeit von mehr als 15 Kilometer in der Stunde darf ein Zug einem anderen 
in derſelben Richtung abgelaſſenen Zuge nur in Stationsdiſtanz folgen. 


§. 30. 
Extrazüge. ۲ 

Extrazüge und einzeln fahrende Maſchinen, für welche den betheiligten Beamten nicht vorher Fahr⸗ 
pläne mitgetheilt ſind, dürfen mit keiner größeren Geſchwindigkeit als 15 Kilometer in der Stunde befordert 
werden. Bei Anwendung einer größeren Geſchwindigkeit müſſen die betheiligten Stationen vorher von dei 
Abgange der Züge verſtändigt ſein. 

Die Extrazüge der Allerhöchſten und Höchſten Herrſchaften haben behufs pünktlicher Beförderung 
überall den Vorrang vor den anderen Zügen. 


§. 31. 
Schieben der Züge. ۱ 
Das Schieben der Züge, an deren Spitze ſich keine führende Lokomotive befindet, iſt nur dann zu⸗ 
läſſig, wenn die Stärke derſelben nicht mehr als 50 Achſen beträgt, der vorderſte Wagen gut bewacht iſt, 
und die Geſchwindigkeit 15 Kilometer in der Stunde nicht überſteigt. 
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§. 32. 
Begleitperſonal. 

Das Begleitperſonal darf während der Fahrt nur einem Beamten untergeordnet ſein. Derſelbe 
hat einen Fahrbericht zu führen, in welchem die Abgangs- und Ankunftszeiten auf den einzelnen Haltepunkten 
und außergewöhnliche Vorkommniſſe genau zu verzeichnen ſind. 

$. 33. 
Behandlung ſtillſtehender Lokomotiven und Wagen. 

Bei angeheizten Lokomotiven fol, fo lange fie ſtill ſtehen, der Regulator geſchloſſen, die Steuerung in 
Ruhe geſetzt und die Bremſe angezogen ſein. Die Lokomotive muß dabei ſtets unter Aufſicht ſtehen. 

Die ohne ausreichende Aufſicht, wie die über Nacht auf den Geleiſen verbleibenden Wagen ſind durch 
geeignete Vorrichtungen ſeſtzuſtellen. 

§. 34. 
Mitfahren auf der Lokomotive. 

Ohne Erlaubniß der zuſtändigen Beamten darf außer den durch ihren Dienſt dazu berechtigten 
Perſonen niemand auf der Lokomotive mitfahren. 

$. 35. 
Gebrauch der Dampfpfeife. 

Der Gebrauch der Dampſpfeife, ſowie das Oeffnen der Cylinderhähne iſt auf die nothwendigſten 
Fälle zu beſchränken. 

In der Nähe einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Straße ſoll unter möglichſter Vermeidung 
des Gebrauchs der Dampfpfeife vorzugsweiſe das Läutewerk zur Anwendung kommen. 

S 36. 
Führung der Lokomotive. 

Die Führung der Lokomotiven darf nur ſolchen Perſonen übertragen werden, welche mindeſtens 
ein Jahr lang in einer mechaniſchen Werkſtatt gearbeitet und nach mindeſtens einjähriger Lehrzeit im 


Lokomotivdienſt ihre Befähigung durch ein von einer deutſchen Eiſenbahnverwaltung ausgeſtelltes Atteſt 
nachgewieſen haben. 


Heizer müſſen mit der Handhabung der Lokomotive mindeſtens ſo weit vertraut ſein, um dieſelbe 
erforderlichen Falls zum Stillſtand bringen zu können. 


IV. Signalweſen. 
§. 37. 
Streckenſignale. 
Auf der Bahn müſſen die optiſchen Signale: 
der و‎ fol langſam fahren 
un 


der Zug ſoll halten 
gegeben werden können. 

Zu dieſem Zwecke müſſen die auf den einzelnen Strecken oder an frequenten Wegeübergängen 
poſtirten Bahnwärter mit Signalfahnen und Laternen verſehen ſein ($. 21). 

Der Stand beweglicher Brücken muß in einer Entfernung von mindeſtens 300 Metern erkennbar 
ſein. So lange dieſe Brücken geöffnet ſind, müſſen die Zugänge zu denſelben, auch wenn kein Zug erwartet 
wird, durch Signale abgeſchloſſen ſein. 

Es ſind Einrichtungen zu treffen, welche die richtige Stellung dieſer Signale für die Dauer der 
Unfahrbarkeit ſichern. 

$. 38. 
Weichenſignale. 

Die jedesmalige Stellung der Einfahrtsweichen muß dem Lokomotivführer durch Signale kenntlich 
ſein, wenn nicht die Weichen durch einen ſicheren Verſchluß unverrückbar feſtgeſtellt ſind. 
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* 


8. 39. 


| Zugſignale. 

Jeder ſich bewegende Zug muß mit Signalen verſehen ſein, welche bei Tage deſſen Schluß und 
bei Dunkelheit die Spitze und den Schluß deſſelben erkennen laſſen. Daſſelbe gilt von einzeln fahrenden 
Lokomotiven. 

8. 40. 


Signale des Lokomotipperſonals. 
Die Lokomotivführer müſſen folgende Signale geben können: 
1. Achtung, 
2. Bremſen anziehen, 
3. Bremſen loslaſſen. 
Sl, 


Elektriſche Verbindung der Stationen, 

Die Bahn muß mi einer elektriſch⸗tlelegraphiſchen Verbindung und mit Sprechapparaten auf den 

Stationen ausgerüſtet fein. Ausnahmen find mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde zulä Do. 
So A 
Signal⸗Ordnung. 

Im übrigen bleibt die Einrichtung des Signalweſens von der Eigenartigkeit des Betriebes auf der 
betreffenden Bahn abhängig. 

Soweit Signale zur Anwendung kommen, muſſen dieſelben gemäß den Vorſchriften in der Signal⸗ 
Ordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands eingerichtet und gehandhabt werden. 


V. Beſtimmungen für das Publikum. 
F. 43. 
Aufrechthaltung der Ordnung. 

Die Eiſenbahnreiſenden und das ſonſtige Publikum müſſen den allgemeinen Anordnungen nach⸗ 
kommen, welche von der Bahnverwaltung behufs Aufrechthaltung der Ordnung beim Transport der Perſonen 
und Effekten getroffen werden, und haben den dienſtlichen Anordnungen der in Uniform befindlichen oder 
mit einem Dienſtabzeichen oder mit einer befonderen Legitimation verſehenen Bahnpolizeibeamten Folge 
zu leiſten. 

F. 44. 
Halten vor den Niveauübergängen. 

Sobald fid ein Zug nähert, giffen Fuhrwerke, Reiter, Fußgänger, Treiber von Vieh und Laſtthieren 
bei den an den Wegeübergängen aufgejtellten Warnungstafeln halten, reſp. die Bahn räumen. 

S 45. 
Mitführen gemeinſchädlicher Gegenſtände und Geldſtrafen für Bahnpolizei⸗ 
Kontraventionen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften in den SS. 43 und 44 und gegen die ſonſtigen mit ۶ 
nehmigung der Auſſichtsbehörde zur Sicherheit des Betriebes von den Verwaltungen getroffenen Anordnungen, 
ſowie gegen die nachfolgenden Beſtimmungen des Betriebs-Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 
11. Mai 1874, welche alſo lauten: 

„Feuergefährliche Gegenſtande, ſowie alles Gepäck, welches Flüſſigkeiten und andere Gegen: 
ſtände enthält, die auf irgend eine Weiſe Schaden verurſachen können, insbeſondere geladene 
Gewehre, Schießpulver, leicht entzündbare Präparate und andere Sachen gleicher Eigenſchaft, 
dürfen in den Perſonenwagen nicht mitgenommen werden. . 
Das Eiſenbahn-⸗Dienſtperſonal iſt berechtigt, ſich in dieſer Beziehung die nöthige Ueberzeu⸗ 
gung zu verſchaffen. ۱ ۱ 
Jägern und im öffentlichen Dienfte ſtehenden Perſonen iſt jedoch die Mitführung von 
Handmunition geſtattet. 
Der Lauf eines mitgeführten Gewehres muß nach oben gehalten werden“, 
werden mit einer Geldſtrafe bis zu dreißig Mark geahndet, ſofern nicht nach den allgemeinen Straſbeſtim⸗ 
mungen eine härtere Strafe verwirkt iſt. 


8. 46. 
Beſchwerdebuch. 
Auf jeder Station iſt ein dem Publikum zugängliches Beſchwerdebuch auszulegen. 


VI. Bahnpolizeibeamte und Beaufſichtigung. 
§. 41. 
Bezeichnung der Bahnpolizeibeamten. 

Zur Ausübung der Bahnpolizei ſind zunächſt berufen diejenigen Perſonen, welche mit den Verrich⸗ 
tungen betraut ſind der: 

1. Betriebsdirektoren und Ober⸗Ingenieure, 

2. Ober⸗Betriebsinſpektoren, 
. Betriebsinſpektoren und Betriebs⸗Bauinſpektoren (Transport⸗Oberinſpektoren, Transport-⸗Inſpek⸗ 

toren und deren Aſſiſtenten), 
. Eifenbahnbaumeifter, Abtheilungsbaumeiſter nud Ingenieure, 
Bahnkontrolöre und Betriebskontrolöre, 
„ Stationsvorſteher (Stationsmeiſter, Bahnhofsinſpektoren, Bahnhofsverwalter), 
„ Stationsaufſeher (Bahnhofsaufſeher) und Stationsaſſiſtenten (Bahnhofs⸗Inſpektionsaſſiſtenten), 
. Bahnmeifter und Hülfsbahnmeiſter, 
. Weichenſteller (Weichenwärter, Stationswärter und Hülfsweichenwärter), 
„Ober⸗Bahnwärter, Bahnwärter (Brücken-, Schlag⸗, Signal, Stredenwärter) und Hülfsbahn⸗ 
wärter (Beiwärter), 

11. Ober⸗Zugmeiſter und Zugmeiſter (Zugführer, zugführende Schaffner, Ober⸗Schaffner), 

12. Packmeiſter (Güterſchaffner, Gepäckſchaffner), 

13. Schaffner (Perſonenſchaffner, Kondukteure), 

14. Rangirmeiſter (Oberkoppler, Schirrmeiſter), 

15. Wagenwärter und Bremſer (Schmierer, Zugsöler), 

16. Thürhüter (Portiers, Perrondiener), 

17. Nachtwächter. 

Die Bahnpolizeibeamten müſſen bei Ausübung ihres Dienſtes die vorgeſchriebene Dienſtuniform oder 
das feſtgeſtellte Dienſtabzeichen tragen oder mit einer Legitimation verſehen ſein. 


— 
= جر ی e‏ د Son‏ 


$. 48. 
Inſtruktion der Bahnpolizeibeamten. 


Den Bahnpolizeibeamten ſind von der Eiſenbahnverwaltung über ihre Dienſtverrichtungen und ihr 
gegenſeitiges Dienſtverhältniß ſchriſtliche oder gedruckte Inſtruktionen zu ertheilen. 


§. 49. 
Qualifikation zum Bahnpolizeibeamten. 


Alle zur Ausübung der Bahnpolizei berufenen Beamten müſſen mindeſtens 21 Jahre alt und unbe⸗ 
ſcholtenen Rufes ſein, leſen und ſchreiben können und die ſonſt zu ihrem beſonderen Dienſt erforderlichen 
Eigenſchaften beſitzen. 

Die Bahnpolizeibeamten werden von der zuſtändigen Behörde vereidet. Sie treten alsdann in Bee 
ziehung auf die ihnen übertragenen Dienſtverrichtungen dem Publikum gegenüber in die Rechte der öffent⸗ 
lichen Polizeibeamten. 

Die Offiziere und Mannſchaften der militäriſchen Formationen für Eiſenbahnzwecke ſind von obigen 
Vorſchriften über das Alter und die Beeidigung ausgeſchloſſen. 


§. 50. 
Verhalten der Bahnpolizeibeamten. 
Diejenigen Bahnpolizeibeamten, welche ſich als zur Ausübung ihres Dienſtes ungeeignet zeigen, müſſen 
ſofort von der Verrichtung polizeilicher Funktionen entfernt werden. 
Die Bahnverwaltung iſt verbunden, über jeden Bahnpolizeibeamten Perſonalakten anzulegen und 
fortzuführen. 
EK 
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$. 51. 
Amtswirkſamkeit der Bahnpolizeibeamten. 
Die Amtswirkſamkeit der Bahnpolizeibeamten erſtreckt ſich ohne Rückſicht auf den ihnen angewieſenen 
Wohnſitz auf die ganze Bahn, die dazu gehörigen Anlagen und ſoweit, als ſolches zur Haudhabung und 
Aufrechterhaltung der auf den Eiſenbahnbetrieb bezüglichen Polizeiverordnungen erforderlich iſt. 


§. 52. 
Gegenſeitige Unterſtützung der verſchiedenen Polizeibeamten. 

Die Staats: und Gemeinde-Polizeibeamten find verpflichtet, die Bahnpolizeibeamten auf deren 
Erſuchen in der Handhabung der Bahnpolizei zu unterſtützen. Ebenſo ſind die Bahnpolizeibeamten ver⸗ 
bunden, den übrigen Polizeibeamten bei der Ausübung ihres Amtes innerhalb des im vorhergehenden 
Paragraphen bezeichneten Gebiets Beiſtand zu leiſten, ſoweit es die den Bahnbeamten obliegenden beſonderen 
Pflichten zulaſſen. 

F. 38. 
Aufſichtsbehörde. 

Die Aufſicht über die Ausführung der im Vorſtehenden zur Sicherung des Betriebes gegebenen Vor⸗ 
ſchriften liegt ob: 

a) bei den unter Staatsverwaltung ſtehenden Eiſenbahnen den Eiſenbahndirektionen; 

b) bei den unter Privatverwaltung ſtehenden Eiſenbahnen dem oberſten Betriebsdirigenten oder den 

Eiſenbahndirektionen 
und 

c) den Aufſichtsbehörden. 


VII. uebergangsbeſtimmung. 


8. 54. 

Soweit bei bereits beſtehenden Bahnen die anzuſtellende Prüfung ergiebt, daß einzelne der in dieſen 
Vorſchriften angeordneten Einrichtungen noch nicht vorhanden ſind, auch deren Herſtellung ohne beſondere 
Schwierigkeiten bis zu dem im §§. 55 beſtimmten Termin fih nicht bewirken läßt, kann für dieſelbe von 
der betreffenden Landesregierung mit Zuſtimmung des Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts angemeſſene Befriſtung be⸗ 
willigt werden. 


VIII. Schlußbeſtimmungen. 
§. 55. 

Dieſe Vorſchriften treten mit dem 1. Juli 1878 in Kraft. 

Dieſelben werden durch das Centralblatt für das Deutſche Reich und außerdem von den Bundes⸗ 
regierungen publizirt. 

In Rückſicht auf beſondere Verhältniſſe eines Bahnunternehmens können von der zuſtändigen Landes⸗ 
Aufſichtsbehörde mit Zuſtimmung des Reichs⸗Etſenbahn⸗Amts Abweichungen von einzelnen der vorſtehenden und 
der im Betriebs⸗Reglement für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 1. Juli 1874 enthaltenen Vorſchriften zu⸗ 
gelaſſen werden. d 

Die von den Bundesregierungen oder Eiſenbahnverwaltungen erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
ſind dem Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amt mitzutheilen. 

Berlin, den 12. Juni 1878. 


Der Reichskanzler. 
v. Bismarck. 
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Bekanntmachung, 
betreffend 


Abänderungen von Beſtimmungen des Bahn-Polizei-Reglements für die Eiſenbahnen 
Deutſchlands. 


Nach dem Beſchluſſe des Bundesrathes vom 6. Juni d. J. treten in den Beſtimmungen des Bahnpolizei⸗ 
Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 4. Januar 1875 (Centralblatt für das Deutſche 
Neich Seite 57 ff.) mit dem 1. Juli d. J. folgende Abänderungen in Kraft. 


1 
Die Paragraphen 2 bis 5, 9, 12, 13, 15, 17, 18, 21, 23 bis 29, 33, 34, 42, 46, 48, 52, 53, 
66 und 68 werden durch nachſtehende, den bisherigen Zifferzahlen entſprechende Paragraphen erſetzt: 


SR 

Sämmtliche Geleiſe, auf denen Züge bewegt werden, find in folder Breite freizuhalten, daß min 
deſtens das auf beigefügtem Blatte dargeſtellte Normalprofil des lichten Raums für die freie Bahn und Liegt 
für die Bahnhöfe vorhanden iſt. 13 

Inwieweit Abweichungen vom Normalprofil des lichten Raums zu geftatten find, beſtimmt der 
Bundesrath. 

An Ladegeleiſen, welche nicht von durchgehenden Zügen befahren werden, kann nach Art ihrer Be⸗ 
nutzung eine Einſchränkung des Normalprofils von der Aufſichtsbehörde zugelaſſen werden. 


Gr Ei 
Es find Vorkehrungen zu treffen, daß die Stellung derjenigen Weichen, welche außerhalb der Bahn: 
höfe liegen, in einer Entfernung von 300 Metern zu erkennen iſt. 
۲ Die Weichen außerhalb der Bahnhöfe müſſen, fo lange fie nicht bewacht find, verſchloſſen gehalten 
werden. 
Bei beweglichen Brücken find Einrichtungen zu treffen, welche die richtige Stellung der im §. 1 ge: 
dachten Signale für die Dauer der Unfahrbarkeit ſichern. 
In den Hauptgeleiſen ſind Schiebebühnen mit verſenkten Geleiſen unzuläſſig, Drehſcheiben nur in 
beſonderen Fällen mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde zuläſſig. 
Die Kreuzung einer Bahn durch eine andere Bahn ſoll außerhalb der Stationen thunlichſt nicht in 
gleicher Ebene der Schienen, ſondern durch Ueberbrückung hergeſtellt werden. 


8 4. 

Einfriedigungen müſſen da angelegt werden, wo die gewöhnliche Bahnbewachung nicht hinreicht, um 
Menſchen oder Vieh vom Betreten der Bahn abzuhalten. 

Zwiſchen der Eiſenbahn und Wegen, welche unmittelbar neben derſelben in gleicher Ebene oder 
höher liegen, ſind Schutzwehren erforderlich. Als ſolche können nach näherer Beſtimmung der Landespolizei⸗ 
behörde auch Gräben mit Seitenaufwurf angeſehen werden. 

Die Uebergänge in gleicher Ebene mit der Bahn ſind mit ſtarken, leicht ſichtbaren Barrieren in 
angemeſſener Entfernung von der Mitte des nächſten Bahngeleiſes zu verſehen. 

Für den Abſtand der geöffneten Barrierenflügel von den Geleiſen find die Beſtimmungen des 8. 2 
zu beachten. 

Zugbarriieen mit einem mechaniſchen Zuge von mehr als 50 Meter Länge find auf Uebergänge 
für wenig frequente Straßen zu beſchränken und müſſen von dem bedienenden Wärter überſehen werden können. 

Die Zugbarrieren müſſen auch mit der Hand geöffnet und geſchloſſen werden können. Jeder 
Weu, mit Zugbarrieren erhält eine Glocke, mit welcher vor dem Niederlaſſen der Sperrbäume zu 
läuten iſt. 

In angemeſſener Entfernung vor den Wegeübergängen find Warnungstafeln aufzuſtellen, welche zur: 
aleich die Stelle des Weges bezeichnen, wo Fuhrwerke, Reiter und Viehheerden anhalten müſſen, wenn die 
Barrieren geſchloſſen find. 
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Die Bahn muß ſo lange bewacht werden, als noch Züge oder einzelne Lokomotiven zu erwarten ſtehen. 

Sämmtliche Bahnſtrecken muſſen durch die Wärter bei Tage mindeſtens dreimal und bei Dunkelheit, 
ſowie auf Tunnelſtrecken, ſoweit es thunlich iſt, vor jedem Zuge revidirt werden. Ausnahmen hiervon 
können für einzelne Bahnlinien mit geringer Frequenz von der Aufſichtsbehörde unter Zuſtimmung des Reichs⸗ 
Eiſenbahn⸗Amts zugelaſſen werden. 

Bei Reviſion iſt insbeſondere auch auf die Dienſtfähigkeit der Weichen zu achten. 

Die Uebergangsbarrieren find ſpäteſtens drei Minuten vor Ankunft des Zuges zu ſchließen. Aus⸗ 
nahmen werden durch die Aufſichtsbehörde unter Zuſtimmung der Landespolizeibehörde feſtgeſtellt. 

Die Barrieren von Privatwegen, welche nicht beſonders bewacht werden, ſind unter Verſchluß zu 
halten (cfr. 8. 58). 

Die Barrieren der Niveauübergänge mit geringem Verkehr können mit Genehmigung der Landes⸗ 
polizeibehörde geſchloſſen gehalten werden und find auf Verlangen der Paſſanten zu öffnen. Zu dieſem Bes 
hufe erhält jede dieſer Barrieren, einſchließlich der Zugbarrieren, einen Glockenzug, mittelſt beffen das Oeffnen 
von den Paſſanten verlangt wird. 

Bei Niveauübergängen können Drehkreuze für Fußgänger angebracht werden, welche jedoch nur 
paſſirt werden dürfen, wenn kein Zug in Sicht iſt. 

Der Barrie rendienſt kann, wenn derſelbe von dem Dienſt der Geleisüberwachung getrennt iſt, auch 
weiblichen Perſonen anvertraut werden. 

Im Dankeln ſollen, fo lange die Barrieren geſchloſſen find, die Uebergänge von Chauſſeen, Kom⸗ 
munalſtraßen oder Vizinalſtraßen erleuchtet ſein. Daſſelbe gilt von ſämmtlichen Jugbarrièren, ſoweit fie 
nicht mit Genehmigung der Landespolizeibehörde geſchloſſen gehalten werden. 

Auf den Bahnhöfen ſind bei Dunkelheit mindeſtens eine halbe Stunde vor der Ankunft und be— 
ziehungsweiſe Abfahrt der Züge, welche Perſonen befördern, die Perrons und Anfahrten zu erleuchten. 


Si SL 

Ueber die von den Lokomotiven und den Tendern zurlickgelegten Wege find Negifter zu führen. 
Jede Lokomotive und jeder Tender iſt von Zeit zu Zeit einer gründlichen Reviſion zu unterwerfen. Dieſe 
Reviſion hat jedesmal zu erfolgen, wenn dieſelben einen Weg von höchſtens 100 000 Kilometer zurückgelegt 
haben, ſowie auch bei den Lokomotiven nach jeder größeren Keſſelreparatur, niemals jedoch ſpäter als nach 
3 Jahren. Bei Gelegenheit dieſer Reviſion, welche ſich auf alle Theile der Lokomotive erſtrecken muß, iſt der 
Dampfkeſſel vom Mantel zu entblößen und mittelſt einer Druckpumpe zu probiren. 

Hinſichtlich der bei dieſen Proben anzuwendenden Größe des Druckes wird beſtimmt, daß die Prüfung 
für eine Dampfſpannung von nicht mehr als fünf Atmoſphären Ueberdruck mit dem zweifachen Betrage 
der zuläſſigen Maximal-Dampfſpannung, bei einer Dampfſpannung von mehr als fünf Atmoſphären mit einem 
Drucke, welcher die zuläſſige Maximal⸗Dampfſpannung um fünf Atmoſphären überſteigt, ſtattfinden ſoll. Für 
diejenigen Lokomotiven, welche bei dem Inkrafttreten dieſer Beſtimmungen bereits vorhanden ſind, verbleibt 
es bei dem Maximaldruck, welcher bei der erſten Prüfung (8. 8) Anwendung gefunden hat, ſofern der letztere 
niedriger iſt als der vorſtehend vorgeſchriebene. 

Keſſel, welche bei dieſer Probe ihre Form bleibend ändern, dürfen in dieſem Zuſtande nicht wieder 
in Dienſt genommen werden. 

Bei jeder Probe iſt zugleich die Ventilbelaſtung und die Richtigkeit des Manometers zu prüfen. 

Längſtens 8 Jahre nach Inbetriebſtellung der Lokomotive muß eine innere Reviſion des Keſſels vor⸗ 
genommen werden, bei welcher die Siederohre zu entfernen find. Nach ſpäteſtens je 6 Jahren ijt dieje Reviſion 
u wiederholen. 

’ 15 die Lokomotiv⸗Reviſion ſind Verhandlungen aufzunehmen, in denen die Ergebniſſe zu ver⸗ 
zeichen ſind. 

Jede Lokomotive muß verſehen ſein: 

1. mit mindeſtens zwei zuverläſſigen Vorrichtungen zur Speiſung des Keſſels, welche unabhängig 

von einander in Betrieb geſetzt werden können, und von denen jede für ſich während der Fahrt 
im Stande fein muß, das zur Speifung erforderliche Waſſer zuzuführen. Eine dieſer Vorrichtungen 
muß außerdem geeignet ſein, beim Stillſtande der Lokomotive den Waſſerſtand im Keſſel auf 
der normalen Höhe zu erhalten; 

2. mit mindeſtens zwei von einander unabhängigen Vorrichtungen zur zuverläſſigen Erkennung der 

Waſſerſtandshöhe im Innern des Keſſels. Bei einer dieſer Vorrichtungen muß die Höhe des 
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Waſſerſtandes vom Stande des Führers ohne beſondere Proben fortwährend erkennbar und eine 
in die Augen fallende Marke des zuläſſigen niedrigſten Waſſerſtandes angebracht ſein; 

3. mit wenigſtens zwei vorſchriftsmäßigen Sicherheitsventilen, von welchen das eine ſo eingerichtet 
ſein ſoll, daß die Belaſſung deſſelben nicht über das beſtimmte Maß geſteigert werden kann. Die 
Belaſtung dieſer Sicherheitsventile iſt derartig einzurichten, daß denſelben eine vertikale Bewegung 
von 3 Millimeter möglich iſt; 

4. mit einer Vorrichtung (Manometer), welche den Druck des Dampfes zuverläſſig und ohne An⸗ 
ſtellung beſonderer Proben fortwährend erkennen läßt. Auf den Zifferblättern der Manometer 
muß die größte zuläſſige Dampfſpannung durch eine in die Augen fallende Marke bezeichnet ſein; 

5. mit einer Dampfpfeife. 

§. 12. 

Alle nicht in Arbeitszügen gehende Wagen ſollen auf Federn ruhen, mit elaſtiſchen Zugapparaten 
und an beiden Enden mit elaſtiſchen Buffern verſehen ſein. 

Sämmtliche Räder müſſen mit Spurkränzen verſehen fein. 

Bei Lokomotiven und Tendern muß die Stärke ſchmiedeeiſerner Radreifen mindeſtens 22, diejenige 
ſtählerner mindeſtens 19 Millimeter betragen; bei Wagen können ſchmiedeeiſerne Radreifen bis auf 19 Milli⸗ 
meter, ſtählerne bis auf 16 Millimeter abgenutzt werden. 

۰ Sämmtliche Fahrzeuge müſſen fih in doppelter, von einander unabhängiger Weiſe fo mit einander 
verbinden laſſen, daß beim Bruch irgend eines Theiles der angeſpannten Kuppelungsvorrichtung die Sicher⸗ 
heitskuppelung in Wirkſamkeit tritt. 

Ob und unter welchen Bedingungen einzelne Theile der Hauptkuppelungsvorrichtung zugleich für die 
Sicherheitskuppelung verwendet werden dürfen, unterliegt der Genehmigung der Auffihtsbehörde. 

Alle Kuppelungen und Verbindungsvorrichtungen müſſen, wenn fie herabhängen, beim niedrigſten 
zuläſſigen Bufferſtande noch mindeſtens 75 Millimeter von der Schienenoberkante entfernt bleiben. 

S 18. 

In jedem Zuge müſſen außer den Bremſen am Tender oder an der Lokomotive ſo viele kräftig 

wirkende Bremsvorrichtungen angebracht und bedient ſein, daß durch die letzteren bei Neigungen der Bahn 
bei Perſouenzügen. bei Güterzügen, 

bis einſchließlich / 0 der 8. Theil, der 12. Theil, 

1 6. OTE 


D o 300 „% f 


1 " u 200 f 5 nm 1 8. " 

" u 2 100 „% 4. D nm 7; " 

D D 60 D 3. 24 H 5 ۰ H 
1 / 9 


D D 40 Hi ۰ Hi nm 4. H 
der Räderpaare gebremfet werden kann. Gemiſchte Züge, welde mit der Geſchwindigkeit der Perſonenzüge 
fahren, ſind hierbei als Perſonenzüge zu behandeln. 

Erſtreckt ſich die ſtärkſte Neigung zwiſchen zwei Stationen auf eine Bahnlänge von weniger als 
1000 Meter, ſo iſt für die Berechnung der Bremſenzahl nicht dieſe, ſondern die nächſt geringere Neigung 
dieſer Strecke maßgebend. 

Bei Güterzügen kann die Zahl der zu bedienenden Bremſen 

auf Neigungen bis einſchließlich 1: 60 auf den 6. Theil, und 
auf Neigungen bis einſchließlich L: 40 auf den 5. Theil 
der Räderpaare herabgeſetzt werden, wenn 

1. die Fahrgeſchwindigkeit von 18 Kilometer pro Stunde Fahrzeit nicht überſchritten wird, 

2. die Stärke des Zuges 80 Achſen nicht überſteigt, 

3. durch geeignete Kontrol⸗Apparate die Fahrgeſchwindigkeit des Zuges genau feſtgeſtellt wird. 

Bei Berechnung der Zahl der Bremſen wird hierbei eine unbeladene Achſe gleich einer 
halben beladenen Achſe gerechnet. 

Fir Bahnſtrecken mit Neigungen von mehr als 1: 40 find für das Bremſen der Züge von den 
Aufſichtsbehörden beſondere Vorſchriften zu erlaſſen. 

§. 15. 

Sämmitliche Perſonen-, Poſt⸗ und Gepäckwagen, ſowie die als Schlußwagen laufenden Güterwagen 
ſind mit den erforderlichen Signallaternenſtützen zu verſehen, welche ſo anzubringen ſind, daß dieſelben ent⸗ 
weder zur Seite des Wagens oder über die Decke deſſelben hervorragen. 
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Der Abſtand der Oberkante dieſer Stützen über Schienenoberkante darf im erſteren Falle höchſtens 
3,000 Meter, im letzteren höchſtens 3,600 Meter betragen, während die Mitte (Vertikalachſe) der Stützen 
im erſteren Falle höchſtens 1,400 Meter, im letzteren höchſtens 1,200 Meter von der Mitte des Wagens 
entfernt ſein darf. 

Die Laternenſtützen müſſen einen quadratiſch koniſchen Querſchnitt im Lichten von 0,046 Meter 
oberer und 0,035 Meter unterer Länge und Breite bei 0,076 Meter Höhe derſelben erhalten und diagonal 
zur Achſe des Wagens geſtellt werden. Der größte Querſchnitt des Laternenkaſtens, deſſen Seitenflächen 
parallel den Wagenflächen liegen müſſen, darf nicht über 0,250 Meter Breite und 0,280 Meter Höhe 
betragen, und derjenige des Laternenaufſatzes (Schornſtein) nur 0,140 Meter Breite und 0,120 Meter 
Höhe haben. 

8. 17. 


Jeder Wagen iſt von Zeit zu Zeit einer gründlichen Reviſion zu unterwerfen, bei welcher die Achſen, 
Lager und Federn abgenommen werden müſſen. Dieſe Reviſion hat ſpäteſtens zwei Jahre nach der erſten 
Ingebrauchnahme oder nach der letzten Nevifton zu erfolgen, bei den Perſonen-, Gepäck⸗ und Poſtwagen 
jedoch ſpäteſtens nach jedesmaliger Zurücklegung eines Weges von 30 000 Kilometer. 


S 18. 
Jeder Wagen muß Bezeichnungen erhalten, aus welchen zu erſehen iſt: 
a) die Eiſenbahn, zu welcher er gehört; 
b) Z Ordnungsnummer, unter welcher er in den Werkſtätten⸗ und Reviſionsregiſtern ge⸗ 
ührt wird; 
c) das eigene Gewicht einſchließlich der Achſen und Räder; 
d) das größte Ladegewicht, mit welchem er belaſtet werden darf; 
e) das Datum der letzten Reviſion. 

Jeder Perſonenwagen ſoll Merkmale erhalten, welche dem Reiſenden das Auffinden der Wagen⸗ 
klaſſe wie der benutzten Wagenabtheilung erleichtern. 

Außerdeutſchen Bahnen zugehörige Wagen können von der Verwaltung der anſchließenden deutſchen 
Bahn, ſofern dieſelben von der uͤbernehmenden Verwaltung für betriebsſicher erachtet, ohne Rückſicht auf 
die Beſtimmungen der 68 17 und 18 in den Betrieb genommen und auf andere deutſche Bahnen fibers 
geführt werden. Durch Staatsverträge in dieſer Beziehung getroffene Beſtimmungen werden hierdurch 
nicht berührt. 

32 CC? 
befab Auf doppelgeleiſigen Bahnſtrecken ſollen die Züge das in ihrer Fahrtrichtung rechts liegende Geleiſe 
efahren. 

Bereits beſtehende Ausnahmen dürfen bis auf weiteres beibehalten werden. 

Auch find Ausnahmen zuläſſig bei Geleisſperrungen und für Arbeitszuge nach vorgängiger Verſtän⸗ 
digung der benachbarten Stationen, ſowie unter Verantwortlichkeit des dienſtthuenden Stationsbeamten bei 
Doppelſtrecken in den Bahnhöfen, für Hülfslokomotiven und für Lokomotiven, welche zum Nachſchieben eines 
Zuges gedient haben (ſiehe §. 22). 

8. 23. 

Mehr als 150 Wagenachſen follen in keinem Eiſenbahnzuge gehen. Perſonenzüge ſollen nicht über 
100 Wagenachſen ſtark fein. Militärzuge und ſolche Güterzüge, welche ſtreckeuweiſe zur Perſonenbeförderung 
mitbenutzt werden, dürfen mit Rückſicht auf ihre geringe Geſchwindigkeit ausnahmsweiſe bis 120 Wagen⸗ 
achſen ſtark ſein. 

8. 24. 

Unter Beobachtung der im §. 26 vorgeſchriebenen Geſchwindigkeit iſt die Fahrt mit dem Tender voran 
bei fahrplanmäßigen, dem öffentlichen Verkehr dienenden Zügen nur in Ausnahmefällen, im übrigen aber all⸗ 
gemein geſtattet. 

Entſprechend konſtruirte Tenderlokomotiven dürfen bei allen Zügen auch auf freier Bahn vor⸗ und rück⸗ 
wärts laufen. : 

§. 25. 

Kein Zug darf vor der im veröffentlichten Fahrplan bekannt gegebenen Zeit von einer Station abfahren. 

Die Abfahrt darf nicht erfolgen, bevor alle auf den Langſeiten der Wagen befindlichen Wagenthüren 
geſchloſſen ſind und das für die Abfahrt beſtimmte Signal gegeben iſt. 

Züge, wohin auch leer gehende Lokomotiven zu rechnen, dürfen einander nur in Stationsdiſtanz folgen. 


Aen‏ برد 

Die größte zuläſſige Fahrgeſchwindigkeit wird bei Neigungen von nicht mehr als 1: 200 und Krüm⸗ 
mungen von nicht weniger als 1000 Meter Halbmeſſer: 

für Perſonenzüge auf 75 Kilometer in der Stunde oder 1250 Meter in der Minute; 

für Güterzüge auf 45 Kilometer in der Stunde oder 750 Meter in der Minute; 

für Arbeitszüge: 

a) im allgemeinen auf 30 Kilometer in der Stunde oder 500 Meter in der Minute; 
رو‎ wenn die ſämmtlichen in denſelben laufenden Wagen den Beſtimmungen im $. 12 
f entſprechen, auf 45 Kilometer in der Stunde oder 750 Meter in der Minute 
feſtgeſetzt. 

Unter beſonders günſtigen Verhältniſſen kann für Perſonenzüge mit Genehmigung der Auffichts- 
behörde eine größere Geſchwindigkeit bis zu 90 Kilometer in der Stunde oder 1500 Meter in der Minute 
zugelaſſen werden. 

Auf Bahnſtrecken, welche ſtärkere Neigungen als 1: 200 und Krümmungen von weniger als 
1000 Meter Halbmeſſer haben, müſſen die Geſchwindigkeiten angemeſſen verringert werden. Dem Fahr⸗ 
perſonal ſind dieſe Strecken unter Angabe der zuläſſigen Geſchwindigkeiten zu bezeichnen. 

Perſonenzüge, welche durch Lokomotiven befördert werden, deren ſämmtliche Achſen vor der Feuer⸗ 
buchſe liegen, dürfen im allgemeinen nicht ſchneller als 45 Kilometer in der Stunde oder 750 Meter in der 
Minute fahren, jedoch ſind mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde größere Geſchwindigkeiten zuläſſig. 

Die größte Geſchwindigkeit leer fahrender Lokomotiven mit dem Schornſtein voran wird im allgemeinen 
auf 40 Kilometer in der Stunde und für Lokomotioen, welche für Beförderung von Perfonenzügen konſtruirt 
ſind, ſofern deren Achſen nicht ſämmtlich vor der Feuerbuchſe liegen, auf 50 Kilometer feſtgeſetzt. Größere 
Geſchwindigkeiten können mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde geſtattet werden. 

Lokomotiven mit dem Tender voran dürfen nicht ſchneller als 30 Kilometer in der Stunde fahren, 
einerlei, ob dieſelben Züge befördern oder leer fahren (cfr. 8. 24). 

Bei den Probefahrten der Lokomotiven kann von den die Fahrgeſchwindigkeit einzeln fahrender 
Lokomotiven beſchränkenden Vorſchriften Abſtand genommen werden. 

Langſamer muß gefahren werden: 

a) wenn Menſchen, Thiere oder Hinderniſſe auf der Bahn bemerkt werden; 
b) durch Weichen gegen die Spitzen derſelben und über Drehbrücken; 
e) wenn das Signal zum Langſamfahren gegeben wird. 

In allen dieſen Fällen muß ſo langſam gefahren werden, als die Umſtände zur Vorbeugung einer 

möglichen Gefahr es erfordern. . 
CT 

Bei der Einfahrt aus Haupt: in Zweigbahnen und umgekehrt, jowie überhaupt bei dem Uebergange 
aus einem Geleiſe in das andere muß ſo langſam gefahren werden, daß der Zug auf einer Länge von 
200 Meter zum Stillſtand gebracht werden kann. 

Bahnkreuzungen in gleicher Ebene der Schienen außerhalb der Stationen ($. 3) Dürfen von den 
Zügen erſt paſſirt werden, nachdem die letzteren vorher zum Stillſtande gebracht ſind und von den Auſſichts⸗ 
beamten die Erlaubniß zum Paſſiren ertheilt iſt. 

Bei der Kreuzung einer Hauptbahn durch eine Bahn von untergeordneter Bedeutung genugt es, 
wenn im Einverſtändniß mit der Aufſichtsbehörde die Verpflichtung des Anhaltens vor der Durchkreuzung 
lediglich den Zügen der letzteren Bahn auferlegt wird. 

28. 

Bei denjenigen Perſonenzügen, bei welchen eine Geſchwindigkeit von 60 Kilometer in der Stunde 
und darüber zur Anwendung kommen ſoll, müſſen ſich die Betriebsmittel in einem vorzugsweiſe tüchtigen 
Zuſtande befinden. Außerdem müſſen: 

a) die Fahrzeuge unter ſich, ſowie mit dem Tender ſo feſt gekuppelt ſein, daß ſammtliche Zug⸗ und 

Bufferfedern etwas angeſpannt ſind; 
b) die nach §. 13 (ſiehe auch §. 33) erforderlichen gebremften Räderpaare um eines vermehrt ſein. 


8.29. 
Die ſchnellfahrenden Züge, jowie bie Extrazüge der Allerhöchſten und Höchſten Herrſchaften haben 
behufs beſonders pünktlicher Beförderung überall den Vorrang vor den anderen Zügen. 
Inwieweit Eilgut mit den im 5. 28 näher bezeichneten Zügen befördert werden darf, beſtimmt die 
Aufſichtsbehörde. 
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8. 33. 

Bei Bildung eines jeden Zuges muß ſorgfältig darauf gehalten werden, daß die im S. 13 (ebe 

auch §. 28) vorgeſchriebene Anzahl von Bremſen ſich in ſelbigem befindet und daß letztere angemeſſen ver⸗ 
theilt find. Bei Neigungen von mehr als 1: 200 {oll der letzte Wagen eine Brenfe haben. 
: Bevor der Zug die Abgangsſtation verläßt, ift derſelbe zu revidiren und darauf zu achten, daß die 
Wagen unter ſich und der Tender mit dem nächſtfolgenden Wagen in doppelter Weiſe gehörig verkuppelt 
(ſiehe $. 12), die Verbindung zwiſchen den Schaffnerſitzen und der Dampfpfeife ($. 48) hergeſtellt, die 
Belaſtung in den einzelnen Wagen thunlichſt gleichmäßig vertheilt, die nöthigen Fahrſignale und Laternen 
angebracht und die vorgeſchriebenen Bremſen angemeſſen vertheilt ſind. Dieſe Reviſion iſt unterwegs bei jeder 
Veränderung in der Zuſammenſetzung des Zuges und ſo oft der Aufenthalt es geſtattet, zu wiederholen. 

In den Perſonenzügen müſſen die Zughaken ſoweit zuſammengezogen ſein, daß die Federbuffer 
der Wagen im Zuſtande der Ruhe fih berühren (ebe übrigens $. 28). In gemiſchten Zügen find Wagen 
mit ungewöhnlicher Kuppelung nicht unmittelbar vor und auch nicht unmittelbar hinter die Perſonenwagen 
zu ſtellen. 

§. 34. 

In jedem zur Beförderung von Paſſagieren beſtimmten Zuge muß mindeſtens ein Wagen ohne Paſſa⸗ 
giere zunächſt auf den Tender folgen. Unter beſonderen Verhältniſſen kann hiervon in einzelnen Fällen 
mit Zuſtimmung des Reichs⸗Eiſenbahn⸗-Amts Abſtand genommen werden. 

Bei der dem Poſtwagen zu gebenden Stellung iſt, ſoweit der Bahnbetrieb dies geſtattet, auf die Be⸗ 
dürfniſſe des Poſtdienſtes Rückſicht zu nehmen, ebenmäßig iſt die Verwendung des Poſtwagens als Schutz⸗ 
wagen thunlichſt zu vermeiden. 


§. 42. 
Die Zugführer, Schaffner und Bremſer müſſen ein Nothſignal an den Fokomotivführer geben können. 


8. 46. 

Die jedesmalige Stellung der Weichen in den Hauptgeleiſen der Bahnhöfe muß dem Lokomotivführer 
auf 150 Meter Entfernung kenntlich ſein. Die hierzu dienenden Signale müſſen dergeſtalt mit den Weichen 
verbunden ſein, daß ſie entweder mit denſelben zugleich ihre Stellung ändern, oder nur nach richtiger Einſtellung 
der Weichen als Fahrſignal erſcheinen können. 

Auf die württembergiſchen Bahnen finden dieſe Beſtimmungen bis auf weiteres nur mit den Modi⸗ 
fifationen Anwendung, welche das dort beſtehende Weichenſyſtem nach dem Ermeſſen der Königlich württember⸗ 
giſchen Aufſichtsbehörde erfordert. ö 

Bevor das Signal zur Ginz oder Durchfahrt für den ankommenden Zug gegeben wird und vor der 
Abfahrt eines jeden Zuges iſt nachzuſehen, ob die Bahnſtränge, welche der Zug zu durchlaufen hat, frei und 
die betreffenden Weichen richtig geſtellt find (ſiehe §. 1 al. 2). 

Auf denjenigen Stationen, auf welchen eine Verbindung des Wärterpoſtens am Bahnhofs⸗Abſchluß⸗ 
telegraphen mit der Station durch elektriſche Blockapparate oder Sprechapparate oder auf irgend einem an⸗ 
deren mechaniſchen oder elektriſchen Wege nicht beſteht, ſind von dem dienſtthuenden Stationsbeamten für 
die Einfahrt der Züge optiſche Signale am Telegraphenmaſt zu geben. 

Für die Weichen in den Hauptgeleiſen iſt eine normale Stellung als Regel vorzuſchreiben. 

Zu den Hauptgeleiſen find alle diejenigen Geleiſe zu rechnen, welche in Ausführung des fahrplan⸗ 
mäßigen Fahrdienſtes von Bahnzügen durchfahren oder benutzt werden. 


$. 48. 

Das Begleitperſonal darf während der Fahrt nur einem, für die Ordnung und Sicherheit des 
Zuges vorzugsweiſe verantwortlichen Beamten untergeordnet und muß ſo vertheilt ſein, daß dadurch die 
Ueberſicht über den ganzen Zug mit Erkennung der Signale und die Verſtändigung des Begleitperſonals mit 
dem Lokomotivführer ermöglicht wird. Zur Verſtändigung zwiſchen Zugperſonal und Lokomotivführer ſoll 
bei allen Zügen eine mit der Dampfpfeife der Lokomotive oder mit einem Wecker an der Lokomotive verbun⸗ 
dene Zugleine oder eine andere geeignete Vorrichtung angebracht ſein, welche bei Perſonenzügen über den 
ganzen Zug, bei gemiſchten Zügen über ſämmtliche beſetzte Perſonenwagen und bei Güterzügen mindeſtens 
bis zum wachthabenden Fahrbeamten geführt ſein muß. 


§. 52. 
Zur Bedienung der Lokomotive muß dieſelbe mit einem Führer und einem Heizer beſetzt ſein. 
Die Führung der Lokomotiven darf nur ſolchen Perſonen übertragen werden, welche mindeſtens 
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21 Jahre alt und unbeſcholtenen Rufes ſind und ihre Befähigung als Lokomotivführer unter Beachtung der 
vom Bundesrath darüber erlaſſenen Vorſchriften nachgewieſen haben. 

Die Heizer müſſen mit der Handhabung der Lokomotiven mindeſtens ſoweit vertraut fein, um Diez 
ſelben erforderlichenfalls ftill- oder zurückſtellen zu können. 


8. 53. 

Die Eiſenbahnreiſenden und das ſonſtige Publikum müſſen den allgemeinen Anordnungen nachkommen, 
welche von der Bahnverwaltung behufs Aufrechthaltung der Ordnung innerhalb des Bahngebiets und beim 
Transport der Perſonen und Effekten getroffen werden und haben den dienſtlichen Anordnungen der in Uni⸗ 
form befindlichen oder mit einem Dienſtabzeichen oder mit einer beſonderen Legitimation verſehenen Bahn⸗ 
polizeibeamten ($. 66) Folge zu leiſten. 


$. 66. 
Zur Ausübung der Bahnpolizei ſind zunächſt folgende Eiſenbahnbeamte berufen: 
. Betriebsdirektoren und Ober⸗Ingenieure, 
. Ober⸗Betriebsinſpektoren, 
. Betriebsinipeftoren und Betriebs⸗Bauinſpektoren (Transport⸗Ober⸗Inſpektoren, Transport⸗In⸗ 
ſpektoren und deren Aſſiſtenten), 
. Eifenbahnbaumeifter, Abtheilungsbaumeiſter und Ingenieure, 
Bahnkontrolöre und Betriebskontrolöre, 
ferner: 
. Stationsvorfteher (Stationsmeiſter, Bahnhofsinſpektoren, Bahnhofsverwalter), 
. Stationsauffeher (Bahnhofsaufſeher) und Stationsaſſiſtenten (Bahnhofs⸗Inſpektionsaſſiſtenten), 
Bahnmeiſter nnd Hülfsbahnmeiſter, 
. Weichenſteller (Weichenwärter, Stationswärter und Hülfsweichenwärter), 
10. (eier, Bahnwärter (Brücken⸗, Schlag⸗, Signal, Streckenwärter) und Hülfsbahnwärter 
(Beiwärter), 
11. Ober⸗Zugmeiſter und Zugmeiſter (Zugführer, zugführende Schaffner, Ober⸗Schaffner), 
12. Packmeiſter (Güterſchaffner, Gepäckſchaffner), 
13. Schaffner (Perſonenſchaffner, Konduktöre), 
14. Rangirmeiſter (Oberkoppler, Schirrmeiſter), 
15. Wagenwärter und Bremſer (Schmierer, Zugsöler), 
16. Thurhüter (Portiers, Perrondiener), 
17. Nachtwächter. 
Die Bahnpolizeibeamten müſſen bei Ausübung ihres Dienſtes die vorgeſchriebene Dienftuniform oder 
das feſtgeſtellte Dienſtabzeichen tragen oder mit einer Legitimation verſehen ſein. 
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§. 68. 

Alle zur Ausübung der Bahnpolizei berufenen Beamten muſſen mindeftens 21 Jahre alt und unbe⸗ 
ſcholtenen Rufes ſein, leſen und ſchreiben können und die ſonſt zu ihrem beſonderen Dienſt erforderlichen 
Eigenſchaften beſitzen. Ziele müſſen bezüglich der im §. 66 Nr. 6-17 aufgeführten Bahnpolizeibeamten den 
vom Bundesrath darüber erlaſſenen Beſtimmungen entſprechen. 

Die Bahnpolizeibeamten werden von der zuſtändigen Behörde vereidet. Sie treten alsdann in Bez 
ziehung auf die ihnen übertragenen Dienſtverrichtungen dem Publikum gegenüber in die Rechte der öffent⸗ 
lichen Polizeibeamten. 

Die Offiziere und Mannſchaften der militäriſchen Formationen für Eiſenbahnzwecke find von obigen 
Vorſchriften über das Alter und die Beeidigung ausgeſchloſſen. 


۰ Il. 

Der §. 74 erhält folgenden Zuſatz als Alinea 4: 

Für die an den Grenzen Deutſchlands gelegenen Strecken, welche von ausländiſchen Bahnverwal⸗ 
tungen betrieben werden, können Ausnahmen bezüglich dieſes Reglements und der Signal-Ordnung für die 
Eiſenbahnen Deutſchlands von der betreffenden Landesregierung unter Zuſtimmung des Reichs⸗Eiſenbahn⸗ 
Amts bewilligt werden. 

Berlin, den 12. Juni 1878. 

Der Reichskanzler. 
v. Bismarck. 


Bekanntmachung, 


betreffend 


Abänderung der Signal⸗Ordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands. 


Nach dem Beſchluſſe des Bundesraths vom 6. Juni d. J. tritt bezüglich der in der Signal⸗Ordnung für 
die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 4. Januar 1875 (Centralblatt für das Deutſche Reich Seite 73 ff.) 
unter III. 19 und 20 aufgeführten Signale mit dem 1. Juli d. J. eine Abänderung dahin in Kraft, daß 
daſelbſt Folgendes zu ſetzen iſt: 

19. Kennzeichnung des Schluſſes des Zuges (Schlußſignal). 
bei Tage: bei Dunkelheit: 
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An der Hinterwand des letzten Wagens eine roth An der Hinterwand des letzten Wagens in un⸗ 
und weiße runde Scheibe. gefährer Höhe der Buffer eine roth leuchtende Laterne 
(Schlußlaterne) und außerdem am letzten Wagen zwei 
nach vorn grün und nach hinten roth leuchtende La⸗ 
ternen (Ober⸗Wagenlaternen). 

Für einzeln fahrende Lokomotiven auf der freien 
Bahnſtrecke genügt eine roth leuchtende Laterne und 
bei Bewegung der Lokomotiven auf Bahnhöfen die An⸗ 
bringung einer Laterne mit weißem Lichte am Anfange 
der Lokomotive und am Ende des Tenders, bei Tender⸗ 

Lokomotiven an beiden Enden derſelben. 


20. Es folgt ein Extrazug nach. 
bei Tage: bei Dunkelheit: 
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Außer dem Schlußſignal eine grüne Scheibe oben Signal 19 mit der Abänderung, daß eine der 
auf dem letzten Wagen oder zu jeder Seite deſſelben. beiden vorgeſchriebenen Laternen auch nach hinten 
grünes Licht zeigt. 2 
Für einzeln fahrende Lokomotiven genügt die An- 
bringung einer grün leuchtenden Laterne hinten. 


Berlin, den 12. Juni 1878. 


Der Reichskanzler. 
v. Bismarck. 
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Bekanntmachung, 


betreffend 


Beſtimmungen über die Befähigung von Bahnpolizeibeamten und Lokomotipführern. 


Auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reichsverfaſſung hat der Bundesrath im Anſchluß an die 88. 52, 
66 und 68 des Bahnpolizei⸗Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands nachfolgende 


beſchloſſen: 


Beſtimmungen 


über die 


Befähigung von Bahupolizeibeamten und Lokomotivführern 


Für die Zulaſſung zu den Dienſtverrichtungen der hierunter aufgeführten Beamten iſt, außer den in 
den 88. 68 und bezw. 52 des Bahnpolizei⸗Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands vorgeſehenen allge: 
meinen Eigenſchaften, die Erfüllung der nachſtehend bezeichneten Vorbedingungen erforderlich: 


J. Nachtwächter: 


körperliche Rüſtigkeit, 
Kenntniß des telegraphiſchen Rufzeichens der betreffenden Station. 


II. Thürhüter (Portiers, Perrondiener): 
„relative körperliche Rüſtigkeit, 


. Kenntniß des Rechnens mit den vier Spezies, ſowie Fähigkeit, über einen dienſtlichen Vorgang 
eine verſtändliche ſchriftliche Anzeige zu machen, 
. Kenntniß 


a) des Bahnpolizei und des Betriebs- Reglements, ſoweit dieſelben den Dienſtkreis der Portiers 
betreffen, 

b) der Inſtruktion für die Portiers und Gepäckträger, 

e) der Eiſenbahngeographie, ſoweit dieſelbe für den Lokal- und Nachbarverkehr der betreffen: 
den Bahn erforderlich iſt, 

d) der Beſtimmungen über die Behandlung gefundener Gegenſtände und über die Aufbewahrung 
von Handgepäck, 

e) der verſchiedenen Arten von Perſonenbillets und Freifahrkarten, der reglementariſchen Vor⸗ 
ſchriften über die Beförderung von Perſonen, 

1) des jeweiligen Fahrplans der die betreffende Station berührenden Züge und ihrer Anſchlüſſe 
an die Züge der Nachbarbahnen, 

6) der für die Ankunft und Abfahrt der Züge vorgeſchriebenen Signale. 


III. Wagenwärter, Bremſer (Schmierer, Zugsöler): 


„körperliche Gewandtheit und Rüſtigkeit, namentlich normales Hör⸗ und Sehvermögen, 
Kenntniß des Rechnens mit den vier Spezies, 
Kenntniß der beim Eiſenbahnbetriebe vorkommenden Gattungen von Wagen und ihrer einzelnen 


Theile, insbeſondere der Kuppelungs⸗, Brems⸗, Schmier⸗ und Thürverſchlußvorrichtungen, ſowie 
der Konſtruktion und Behandlungsweiſe derſelben, 
Kenntniß der Beſtimmungen des Bahnpolizei⸗Reglements, ſoweit dieſelben den Dienſtkreis der 


10. 


11. 


12. 
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Wagenwärter betreffen, und der Signalordnung nebſt den für den Dienſt der betreffenden Bahn 
erlaſſenen Ausführungsinſtruktionen, ſowie der Vorſchriften über den Rangirdienſt, 


. Kenntniß der Inftruktionen für dieſe Dienſtkategorie, ſowie derjenigen für Schaffner, Weichen: 


ſteller und Bahnwärter, 


. Kenntniß der Eigenthumsmerkmale der eigenen, ſowie der fremden Wagen, 
„6 monatliche Probezeit im Bremſer- und Rangirdienſt, einſchließlich der Beſchäftigung in einer 


Wagenxreparatur⸗Werkſtätte. 


IV. Rangirmeiſter (Oberkopler, Schirrmeiſter) 
außer den unter III. Nr. 1—7 bezeichneten Eigenſchaften: 


. Fertigkeit im Zuſammenſetzen der Züge, ۱ 
. Kenntniß der Dienſtanweiſungen für die Bahnbewachungs⸗, Stations: und Fahrbeamten, ſoweit 


dieſelben den Rangirdienſt berühren. 


V. Schaffner (Perſonenſchaffner, Kondukteure) 
außer den unter III. Nr. 1—6 bezeichneten Erforderniſſen: 


. Kenntniß der Eiſenbahngeographie, ſoweit dieſelbe für den Lokal⸗ und Durchgangsverkehr der be- 


treffenden Bahn erforderlich iſt, 


Fähigkeit, über einen ihren Dienſtkreis betreffenden Vorgang eine ſchriftliche Anzeige in an⸗ 


gemeſſener Form zu erſtatten, 


. Kenntniß der reglementariſchen Vorſchriften über Perſonenbeförderung, ſowie der Beſtimmungen 


über den Transport von Truppen und Heeresmaterial, der Vorſchriften des Bahnpolizei⸗ und des 
Betriebs⸗Reglements, ſoweit dieſelben auf den Dienſtkreis eines Schaffners ſich beziehen, 
Kenntniß der verſchiedenen Perſonenbillets und ihrer Bedeutung, ferner der Beſtimmungen über 
freie Fahrten, über die Taxen für Beſchädigungen von Perſonenwagen und über gefundene Sachen, 
des jeweiligen Fahrplans der eigenen Bahn und der Anſchlüſſe der Nachbarbahnen, der Beſtim⸗ 
mungen über das Verhalten bei Unglücksfällen, ſowie Fertigkeit im Gebrauch der Hülfsſignale 
und der Rettungsapparate, 

Kenntniß der Inſtruktionen für Packmeiſter, Zugführer, Lokomotivführer und der für den Fahr⸗ 
dienſt erlaſſenen Vorſchriften, 

6 monatliche Probezeit im Schaffnerdienſte. 


VI. Packmeiſter (Güterſchaffner, Gepäckſchaffner) 
außer den unter V. bezeichneten Erforderniſſen: 


„Fähigkeit, über einen Vorgang aus dem Dienſtkreiſe eines Packmeiſters eine ſchriftliche Anzeige in 


angemeſſener Form zu erſtatten; 
ferner Kenntniß: 


. des Rechnens mit Brüchen einſchließlich der Dezimalbrüche, ET. 
der auf den Dienft des Packmeiſters bezüglichen Beſtimmungen der Inſtruktionen für die Billet⸗, 


Gepäck⸗ und Güterexpeditionen, ſowie für etwaige Lademeiſter, 


des Bahnpolizei⸗ und des Betriebs⸗Reglements, ſoweit dieſelben den Dienſtkreis eines Packmeiſters 


und eines Zugführers betreffen, 


der Beſtimmungen über Beförderung der Dienſtkorreſpondenz und des Dienſtguts, insbeſondere 


auch der dienſtlichen Geld⸗ und Werthſendungen, 


der Vorſchriften über die Benutzung der Wagen und deren Zugehör, ſowie der Eigenthumsmerk⸗ 


male der Wagen, 


der Beſtimmungen des Regulativs über die zollamtliche Behandlung des Güter⸗ und Effekten⸗ 


transports auf den Eiſenbahnen, ſoweit dieſe Feſtſetzungen die Beſchaffenheit der Transportmittel, 
den amtlichen Verſchluß und die Behandlung der Begleitpapiere betreffen, 


der in den direkten Verkehren der betreffenden Bahn in Bezug auf den Packmeiſterdienſt erlaſſenen 


Vorſchriften, 


6 monatliche Probezeit nach erlangter Befähigung zum Schaffner. 
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VII. Oberzugme iſter und Zugmeiſter (Zugführer, zugführende Schaffner, Oberſchaffner) 


außer den unter V. und VI. bezeichneten Erforderniſſen: 

22. Fähigkeit, über einen Vorgang aus dem Dienſtkreiſe eines Zugführers in angemeſſener Form eine 
ſchriftliche Anzeige zu erſtatten, 

23. allgemeine Kenntniß der Organiſation der betreffenden Eiſenbahnverwaltung; 

ferner Kenntniß: 

24. der Einrichtung der Läutewerke und der Hülfsſignalapparate, 

25. der Vorſchriften über Führung der Fahrrapporte, Meilenbücher (Kilometerbücher) ꝛc., 

26. der Beſtimmungen über die telegraphiſche Ab: und Rückmeldung der Züge und über die ۰ 
habung des elektriſchen Telegraphen, 

27. Uebung im Telegraphiren, 

28. der Inſtruktionen für Stationsvorſteher, Lokomotivführer und Heizer, 

29. 6 monatliche Probezeit nach dargelegter Befähigung zum Packmeiſter. 


VIM. Oberbahnwärter, Bahnwärter (Brücken-, Schlag-, Signal-, Stredenwärter) und 
Hülfsbahnwärter (Beiwärter): 


1. körperliche Rüſtigkeit, namentlich normales Hör: und Sehvermögen, 
2. Kenntniß des Rechnens mit den 4 Spezies in benannten Zahlen, 
3. eine Probezeit, und zwar: 

a) entweder durch viermonatliche Beſchäftigung bei der Unterhaltung und Erneuerung des 
Oberbaues und zweimonatliche im Bahnbewachungs⸗ und Signaldienſt einer im Betriebe 
befindlichen Bahn, 

b) oder neunmonatliche Beſchäftigung beim Eiſenbahn⸗Neubau, ſofern der Dienftanfänger hier⸗ 
bei mit ſämmtlichen zur Herſtellung des Oberbaues und der Weichen erforderlichen Arbei: 
ten ſich vertraut gemacht hat, auch während dieſer Zeit etwa zwei Monate bei dem für 
Mbeitszüge eingerichteten Vahnbewachungs- und Signaldienſt thätig geweſen iſt, 

4. Kenntnis 

a) aller bei der Bahnunterhaltung und insbeſondere beim Verlegen und bei der Unterhaltung 
des Oberbaues vorkommenden Arbeiten, ſowie der dazu erforderlichen Materialien, Werk 
zeuge und Geräthe nach Beſchaffenheit und Verwendung, 

b) der verſchiedenen bei der betreffenden Bahn vorkommenden Arten der Barrieren und deren 
Bedienung, ſowie der für das Paſſiren der Wegeübergänge beſtehenden Vorſchriften, 

¢) der Vorſchriften über Benutzung der verſchiedenen Arten von Arbeitswagen (Draifinen, 
Bahnmeiſterwagen ꝛc.) auf den Geleiſen, 

d) des Zweckes und der Bedienung der optiſchen Telegraphen und der Handhabung der elektro— 
magnetiſchen Läutewerke, ſowie ſämmtlicher Bahnausrüſtungsgegenſtände und der Beſtim⸗ 
mungen über Beaufſichtigung und Unterhaltung der Telegraphenleitung, 

e) des Bahnpolizei-Reglements, ſoweit es den Dienſtkreis eines Bahnwärters betrifft, und der 
Signalordnung nebſt den für die betreffende Bahn erlaſſenen Ausführungs⸗Inſtruktionen, 
insbeſondere auch der Anweiſung zur Hülfeleiſtung bei Lebensgefahr und plötzlichen Un⸗ 
fallen und der Beſtimmungen über gefundene Sachen, 

1) der Inſtruktion für Weichenſteller und Bahnwärter. 


IX. Weichenſteller (Weichenwärter, Stationswärter und Hülfsweichenwärter) 


außer den unter VIII. bezeichneten Erforderniſſen, jedoch mit der Maßgabe, daß ſtatt 
im Bahnbewachungs⸗ und Signaldienſte eine zweimonatliche Beſchäftigung im Weichenſteller— 
dienſte vorherzugehen hat, 

die Kenntniß: 

8) der verſchiedenen bei der betreffenden Bahn vorkommenden Arten von Weichen hinſichtlich 
ihrer weſentlichen Konſtruktion, ihres Zweckes und ihrer Bedienung, ſowie der damit 
verbundenen Signalvocrichtungen, 

h) der Konſtruktion, des Zweckes und der Bedienung der Drehſcheiben, Schiebebühnen, Zen⸗ 
teſimalwaagen und Waſſerkrahne, 
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i) der Inſtruktion über den Rangirdienſt, 
k) des Bahnpolizei⸗Reglements, ſoweit daſſelbe den Dienſtkreis eines Weichenſtellers betrifft. 


X. Bahnmeiſter und Hülfsbahnmeiſter: 


1. körperliche Rüſtigkeit, namentlich normales Hör⸗ und Sehvermögen, 

2. vorherige Beſchäftigung beim Bau oder der Unterhaltung des Oberbaues einer Bahn und auf 
einem bau- oder betriebstechniſchen Büreau von zuſammen einjähriger Dauer, 

3. allgemeine Vorbildung, insbeſondere orthographiſche und geläufige Schrift und Fähigkeit, einen 
Gegenſtand aus dem Dienſtkreiſe eines Bahnmeiſters in angemeſſener Form ſchriftlich darzuſtellen, 

4. Kennt iß der Organiſation der betreffenden Eiſenbahnverwaltung, 

5. ſpezielle Fachkenntniſſe, insbeſondere 

a) Berechnung geradliniger ebener Figuren, ſowie des Kreiſes und ſeiner Theile, 

b) Berechnung der beim Bau vorkommenden regulären Körper, Gewölbe und Gewölbeflächen, 
Inhaltsbeſtimmung ebenflächiger Körper, des Cylinders, des Kegels und der Kugel, ſowie der 
Oberfläche derſelben (ohne Beweisführung); 

ferner Kenntniß: 

e) der gebräuchlichſten Maurer: und Zimmermaterialien und der Mörtelbereitung, ſowie der 
gewöhnlichen Maurer⸗ und Zimmerverbände, 

d) ſämmtlicher bei Unterhaltung der Bahn vorkommenden Arbeiten, insbeſondere beim Ober⸗ 
bau: Kenntniß der dazu erforderlichen Materialien nach Qualität und Verwendung, der 
Anlage und der Verhältniſſe des Bahnkörpers, der Herſtellung der Bettung, der Konſtruktion 
des Oberbaues und der Unterhaltung deſſelben, der Konſtruktion und der Einlegung von 
Weichen, der einfacheren zur Ausführung von Erd: und Oberbau⸗Ausführungen erforder: 
lichen Inſtrumente, Kenntniß der Berechnung von Profilen und Erdkörpern, 

e) Kenntniß der Vorſchriften des Bahnpolizei⸗Reglements und der Signal⸗Ordnung nebſt zu: 
gehörigen Ausführungs⸗Inſtruktionen, ſowie der ſonſtigen Vorſchrifteu zur Sicherung des 
Betriebes, des Signaldienſtes, der Unterhaltung der elektriſchen Telegraphenleitungen und 
des dienſtlichen Gebrauchs derſelben, der Inſtruktion für die Bahn⸗(Barrièren⸗, Brücken zc.) 
und Weichenwärter, der Vorſchriften über die Führung der Arbeitszüge, der Beſtimmungen 
über freie Fahrten, Verſendung von Dienſtgut und das Verhalten bei außergewöhnlichen 
Vorfällen, Entgleifungen, Unfällen ره‎ 

) Fertigkeit in der Führung der Bücher und der Liſten zur Kontrole der Arbeiter, Aufſtel⸗ 
lung von Rechnungen (Einnahme: und Ausgabe ⸗Nachweiſungen und Rapporten), Koſten⸗ 
anſchlägen und Maſſenberechnungen dazu, Kenntniß der Vorſchriften über die Verwaltung 
und Verrechnung der Bahnmaterialien, 

8) Befähigung, kleine Zeichnungen und Handſkizzen anzufertigen, einfache Flächen aufzumeſſen 
und zu kartiren, Nivellements auszuführen und aufzutragen, 

h) Fertigkeit in dem Gebrauche und der Handhabung elektriſcher Telegraphen⸗Apparate, inde 
9 Fähigkeit, dienſtliche Depeſchen und elektriſche Hülfsſignale ſelbſt ohne Fehler zu 
geben. 

6. Kenntniß der Inſtruktion für Zugführer und der Vorſchriften über Führung der Fahrrapporte 
und Meilenbücher. 


XI. Stationsaufſeher (Bahnhofsaufſeher) und Stationsaſſiſtenten (Bahn hofs-Inſpek⸗ 
tionsaſſiſtenten. 


1. 2 einjährige Beſchäftigung im Stationsdienſt. Behufs Zulaſſung zu dieſer ift er⸗ 
orderlich: 
a) körperliche Rüſtigkeit, namentlich normales Hör⸗ und Sehvermögen, 
b) allgemeine Vorkenntniſſe, als: 
1. Fähigkeit, deutlich ſowie orthographiſch und grammatikaliſch richtig zu ſchreiben, 
2. Rechnen in den vier Spezies, ſowie mit gewöhnlichen und Dezimalbrüchen, 
3. Kenntniß der Geographie, insbeſondere Deutſchlands und der benachbarten Länder. 
2. Fertigkeit im Telegraphiren und Kenntuiß der Vorſchriften bei Annahme von Privatdepeſchen, jo: 
wie der Inſtruktion über die Behandlung der Apparate und Leitungen, 
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„Fähigkeit, ein Thema aus dem Stationsdienſt ſchriftlich in angemeſſener Form darzuſtellen, 
Kenntniß der Organiſation der eigenen Bahnverwaltung und der allgemeinen Vorſchriften für 


deren Beamte, 


. Kenntniß des Betriebs⸗Reglements, der allgemeinen Tarifbeſtimmungen und des Villet⸗, Gepäck⸗ 


und Güter⸗Expeditionsdienſtes, des Bahnpolizei⸗Reglements und der Signal⸗Ordnung, ſowie der 
in Beziehung auf den Stations-, Fahr⸗ und äußeren Betriebsdienſt bei der betreffenden Bahn 
erlaſſenen Reglements, Inſtruktionen und allgemeinen Vorſchriften, namentlich auch derjenigen für 
Kreuzungen und Abzweigungen auf offener Bahn, Benutzung, Rapportirung und Vertheilung 
eigener und fremder Wagen, Vertrautheit mit den Funktionen und Obliegenheiten des geſammten 
Stations⸗ und Fahrperſonals, 


Kenntniß der Beſtimmungen über die militäriſche Benutzung der Eifenbahne::, 
„Fertigkeit in Formirung von Zügen bei regelmäßigem und bei geſtörtem Betriebe, 
. allgemeine Kenntniß der Konſtruktion und der im Intereſſe der Betriebsſicherheit nothwendigen 


Erforderniſſe für die Unterhaltung des Oberbaues, der Betriebsmittel, Weichen, Drehſcheiben, 
Schiebebühnen und der für die Unterhaltung und Wiederherſtellung des Oberbaues (bezw. zer⸗ 
ſtörter Geleiſe) erforderlichen Geräthſchaften, einfachen Inſtrumente und Arbeiten. 


XII. Stationsvorſteher (Stationsmeiſter, Bahnhofs-Inſpektoren, Bahnhofsverwalter): 


Nä 


من هه 


. mindeftens zweijähriger Dienſt als Stations⸗Aſſiſtenten (Nr. XI.), 
. Kenntniß der für den Stations- und Expeditionsdienſt in Betracht kommenden Vorſchriften des 


Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens, 


„Kenntniß der Einrichtungen des Verbands⸗ und Tarifweſens der betreffenden Bahn und der 


betheiligten Nachbarbahnen, ſowie des Verhältniſſes der Eiſenbahn zur Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung, 


„Kenntniß der Beſtimmungen hinſichtlich der Eiſenbahnen im Geſetze über die Kriegsleiſtungen. 


XIII. Lokomotivführer: 


körperliche Rüſtigkeit, insbeſondere auch normales Hör⸗ und Sehvermögen, 
Kenntniß der Gegenſtände des Volksunterrichts, insbeſondere Leſen und Schreiben, ſowie Rechnen 


der vier Spezies, auch mit gewöhnlichen und Dezimalbrüchen — und Fähigkeit, über einen Vor⸗ 
gang aus dem Dienſtkreiſe eines Lokomotivpführers eine ſchriftliche Anzeige in angemeſſener Form 
zu erſtatten, 


. allgemeine Kenntniß der Bearbeitung der verſchiedenen beim Maſchinenbau zu verwendenden Metalle 


und Hölzer, 


. allgemeine Kenntniß der einfachen phyſikaliſchen Geſetze, namentlich über den Waſſerdampf und 


deſſen Wirkungen, 


ſpezielle Kenntniß der Lokomotive und ihrer einzelnen Theile, ſowie 
der Behandlung der Lokomotive während der Fahrt und im kalten Zuſtande, 
. Kenntniß des Bahnpolizei⸗ und des Betriebs⸗Reglements, der Vorſchrift über den Rangirdienſt, 


der Signal-Ordnung und der zur Ausführung derſelben auf der betreffenden Bahn erlaſſenen 
Inſtruktion, der Dienſtinſtruktionen für Lokomotivführer und Heizer, für Stationsvorſteher, Zug⸗ 
führer, Weichenſteller, Bahnwärter und Bremſer, ſoweit dieſe Reglements 2c. den Dienſtkreis des 
Lokomotivführers betreffen, 


Kenntniß der zu befahrenden Strecken, 
. mindeſtens einjährige Beſchäftigung in einer mechaniſchen Werkſtatt und mindeſtens einjährige 


Lehrzeit im Lokomotivdienſt. In Bezug auf Techniker, welche ſich dem höheren Maſchinenfach 
widmen, bleibt die Feſtſetzung dieſer Zeiträume der Landesregierung vorbehalten. 


Die ſämmtlichen 


unter I. bis XIII. 


vorſtehend aufgeführten Beamten ſollen bei ihrem erſten Eintritt in den Eiſenbahndienſt nicht über 40 Jahre 


alt ſein. 


Ausnahmen ſind nur bei beſonderer körperlicher oder geiſtiger Rüſtigkeit mit Genehmigung der 


Landesregierung zuläſſig. 
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Allgemeine Bemerkungen 


„Iſt bei einzelnen Bahnen die Benennung einer Beamtenkategorie eine von der unter I. bis XIII. 


— als zur Zeit meiſtentheils üblich — vorgeſehenen abweichende, jo ijt für die Anwendung der 
Qualifikationsvorſchriften nicht die Benennung, ſondern die wirkliche Dienſtverrichtung maßgebend. 
Derartige Abweichungen in der Bezeichnung ſind thunlichſt zu vermeiden. 

Beamte, welchen die Funktionen verſchiedener Kategorien zugleich übertragen find, haben, 
auch wenn dieſes Verhältniß durch die äußere Bezeichnung nicht ausgedrückt iſt, die Erforderniſſe 
für ſämmtliche in ihrer Perſon vereinigten Dienſte nachzuweiſen. 


. Unter Probezeit im Sinne der obigen Beſtimmungen iſt die Zeit der praktiſchen Ausbildung und 


Vorbereitung unter Aufſicht und Leitung eines für den betreffenden Dienſt verantwortlichen Be⸗ 
amten zu verſtehen. 2 

Auf die Offiziere und Mannſchaften der militärifchen Formationen für Eiſenbahnzwecke fin: 
den die Beſtimmungen unter J. bis XII. über die Dauer der Probezeiten keine Anwendung. 


Den einzelnen Verwaltungen bleibt — unbeſchadet der Vorſchriften über eine vorgängige Probe⸗ 


zeit oder praktiſche Beſchäftigung — hinſichtlich der Bahnpolizei⸗Beamten überlaſſen, in welcher 
Form fie fih die Ueberzeugung von dem Vorhandenſein der vorgeſchriebenen Qualifikation verz 
ſchaffen wollen; es kann dies je nach Umſtänden entweder durch Zeugniſſe, oder durch ſchrift⸗ 
liche und mündliche Prüſungen oder durch Beobachtung der praktiſchen Leiſtungen ſeitens eines 
vorgeſetzten Beamten geſchehen. Bezüglich der Lokomotivführer iſt die Ablegung einer Prüfung 
vor SCH Maſchinenmeiſter und einem techniſchen Betriebsbeamten verbunden mit Probefahrten 
erforderlich. 


„Die vorſtehenden Beſtimmungen treten am 1. Juli 1878 in Kraft. Der Landesregierung bleibt 


es vorbehalten, bei der Anſtellung wie bei dem Aufrücken der Beamten mit Rücksicht auf De: 
ſondere Verhältniſſe von einzelnen Erforderniſſen für jeden einzelnen Fall Dispenſation zu er⸗ 
theilen. 


Berlin, den 12. Juni 1878. 


Der Reichskanzler. 
v. Bismarck. 


Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin. 


